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Vorwort

Liebe Leser, liebe MITstreiter,

als wir dieses Heft planten, waren unse-
re größten Sorgen die Coronapandemie 
und die Auswirkungen des Green Deals 
auf den Mittelstand. Mit dem Angriff auf 
die Ukraine hat Putin jedoch direkt vor 
unserer Haustür einen Krieg begonnen.

Prioritär gilt es, den Menschen in der 
Ukraine zu helfen, Not zu lindern und 
dem Militär benötigte Unterstützung 
zukommen zu lassen. Gleichzeitig müs-
sen wir Bundeswehr und NATO schlag-
kräftiger machen. Aber wir müssen uns 
auch endlich den Themen annehmen, um 
die sich die Politik in den letzten Jahren 
mehrfach gedrückt hat.

Dabei hat uns dieses noch junge Jahr-
zehnt schon einiges gelehrt: Erst schür-
ten Lobbygruppen Panik und verleiteten 
die Politik beim Klima zu irrigen Schlüs-
sen. In der Pandemie verschlimmerte die 
Politik die Lage durch ihren Schlinger-
kurs. Und jetzt stehen wir in einem 
neuen Kalten Krieg und können die Ver-
säumnisse der letzten Jahre nicht mehr 
übersehen.

Vor allem Deutschland hat keine Ant-
worten auf die elementarsten Fragen, 
insbesondere bei Rohstoff- und Energie-
versorgung und dem Fachkräftemangel. 
Anstatt seine Verwaltung, die Landes-
verteidigung und den Katastrophen-
schutz zu optimieren, griff der Staat 
jahrelang ohne Not in die Wirtschaft 

ein, nahm ihr Wettbewerbsfähigkeit 
und diskutierte währenddessen über 
Gendersternchen und Lastenräder.

Auch Aussagen wie unlängst von Anna-
lena Baerbock, Deutschland sei bereit, 
für seine Unabhängigkeit von Russland 
„einen hohen wirtschaftlichen Preis 
zu bezahlen“, sind verantwortungslos. 
Kein Mittelständler würde einen Deal 
abschließen, dessen Preis er nicht kennt 
– und der wird astronomisch, wie wir es 
bereits an den Energiekosten sehen.

Daher sollte nun die Stunde gekommen 
sein für die Politiker, die die Wahrheit 
erkennen und den Mut besitzen, diese 
beim Namen zu nennen. Politiker, die 
also durch Haltung und nicht durch 
Panikmache überzeugen. Politiker, die 
hinstehen und den Menschen sagen, 
dass wir Kriegstreiber nicht durch Sitz-
blockaden oder schöne Lieder auf-
halten, sondern durch Mut und Stärke. 
Den wenigsten scheint klar zu sein, dass 
wir das Militär nicht haben, um Krieg 
zu führen, sondern um den Frieden zu 
erhalten.

Unser demokratisches Selbstverständ-
nis ist an einem Punkt, an dem wir uns 
selbst hinterfragen müssen. Wollen wir 
weiter eine Gesellschaft sein, die aus 
Angst und Dekadenz ideologischen 
Traumschlössern folgt, oder eine Ge-
sellschaft der Leistungsgerechtigkeit, 

des Selbstbewusstseins,  der Innovation 
und der Stärke? 

Europa, vor allem die Ukraine, benötigt 
keine schönen Worte, kein Gerede von 
der besseren Moral und keine Angst-
macherei. Die Agenda steht. Doch jetzt 
bedarf es Menschen, die die wichtigen 
Fragen dieser Krise anpacken. Mit Über-
sicht, Vernunft und Sachverstand. Das ist 
die Lehre aus den letzten Jahren.

Mut, dass dies gelingen kann, können wir 
aus dem aktuellen gesellschaftlichen Para-
digmenwechsel ziehen: Viele derer, die 
noch vor Kurzem ihren Nachbarn anzeigen 
wollten, weil er skeptisch gegenüber Imp-
fungen war, hängen nun Ukraine-Fahnen 
in ihre Fenster und unterstützen laut-
stark den Freiheitskampf des ukrainischen 
Volkes. Das zeigt, der Begriff der Freiheit 
gewinnt bei den Menschen wieder an Be-
deutung. Und genau hierin liegt unsere 
Chance: Verleihen wir diesem wiederent-
deckten Geist der Freiheit, auch auf vielen 
anderen politischen, gesellschaftlichen 
und ökonomischen Feldern, wieder neues 
Gewicht.

Herzliche Grüße
Dr. Bastian Atzger

Dr. Bastian Atzger, Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg
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Die Herausforderungen unserer 
mittlerweile eng vernetzten Welt 
machten sich in den vergangenen 
Jahren eindrücklich bemerkbar. Ob 
Zollstreit zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Volksrepublik China, 
Brexit, Coronapandemie oder ak-
tuell der vom russischen Staats-
präsidenten Wladimir Putin geführte 
Angriffskrieg in der Ukraine – all 
diese Ereignisse nehmen nicht nur 
sozioökonomisch Einfluss auf die 
unmittelbar betroffenen Regionen, 
sondern wirken durch weltwirtschaft-
liche Verflechtungen auch weit über 
diese hinaus. Als Industriestandort 
und Exportland ist Baden-Württem-
berg mit seiner Vielzahl an mittel-
ständischen Unternehmen und um-
fangreichen Handelsbeziehungen 
ins Ausland über Jahrzehnte zur glo-
bal operierenden Wirtschaftskraft 
gewachsen. 

Baden-Württemberg 
als Industrie- und  
Exportstandort  
im Zuge globaler  
Herausforderungen

Schwerpunkt
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Baden-Württemberg ist  
Deutschlands Top-Exporteur

Mit Gesamtausfuhren von 221,7  Mil-
liarden (Mrd.) Euro war der Südwesten 
im Jahr  2021 vor Nordrhein-West-
falen und Bayern das exportstärkste 
Bundesland Deutschlands. Davon ent-
fiel mehr als die Hälfte (55 %) auf die 
drei größten Exportgütergruppen Kfz, 
Maschinen und Pharmazie. Hinter die-
sem starken Fundament können jedoch 
auch Abhängigkeiten versteckt sein, 
die die Vulnerabilität einer Region in 
bestimmten Situationen aufdecken. 
Wenn einsetzende Schocks wie bspw. 
Pandemien oder geopolitische Span-
nungen im Ausland besagte Inter-
dependenzen erschüttern, hat dies 
häufig negative Konsequenzen für die 
eigene Wirtschaft. Die seit zwei Jah-
ren andauernde Covid-19-Pandemie 
wirkte vor allem 2020 extrem auf die 
Wirtschaftsfähigkeit mittelständischer 
Unternehmen im Südwesten ein.

Exporte und Importe 
lagen 2021 wieder über 

Vorkrisenniveau

Anfangs litt der Welthandel extrem 
unter der Coronakrise, da Unter-
brechungen in globalen Wert-
schöpfungsketten und Grenz-
schließungen die Auswirkungen des 
simultanen Angebots- und Nachfrage-
schocks noch verschärften. Davon be-

troffen war auch die Südwest-Wirt-
schaft, deren Exportmärkte im Jahr 
2020 um 7,5  % einbrachen. Import-
seitig fiel der Rückgang mit 5,6  % 
etwas schwächer aus.

Aber bereits 2021 hat Baden-Würt-
tembergs Außenhandel die Krise hin-
ter sich gelassen und das Niveau vor 
der Pandemie deutlich übertroffen. 
Nach den vorläufigen Ergebnissen 
der Außenhandelsstatistik stiegen die 
Warenausfuhren 2021 im Vergleich 
zum Vorjahr um 16,9 % auf den Höchst-
wert von 221,7  Mrd.  Euro. Sie lagen 
damit 8,2 % über dem Niveau des Vor-
krisenjahres  2019. Die Südwest-Ein-
fuhren erhöhten sich gegenüber 2020 

um 14,1 %, erreichten mit einem Wert 
von 198,2  Mrd.  Euro ebenfalls eine 
neue Bestmarke und lagen um 7,7  % 
über jenem von 2019. Eine wesentliche 
Rolle spielen bei den Rekordzahlen 
aber auch die weltweit steigenden 
Preise.

Bedeutendste Exportziele:  
USA, China, Frankreich, 

Schweiz und Niederlande

Im Gesamtjahr 2021 war bei allen 
wichtigen Handelspartnern Baden-
Württembergs eine positive Export-
entwicklung gegenüber 2020 zu 
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beobachten. Die Ausfuhren in die 
Vereinigten Staaten, dem wichtigsten 
Abnehmerland baden-württembergi-
scher Waren, stiegen um 25,4  % auf 
28,9  Mrd.  Euro. China blieb zweit-
wichtigster Exportpartner mit einem 
Zuwachs von 15,0 %, gefolgt von Frank-
reich (+23,1 %), der Schweiz (+10,5 %) 
und den Niederlanden (+12,5 %).

Gegenüber dem Vorkrisenjahr 2019 
stiegen die Exporte in fast alle wichti-
gen Abnehmerländer des Südwestens 
an. Lediglich die Exportgeschäfte mit 
dem Vereinigten Königreich erlitten 
Einbußen und lagen ein Jahr nach dem 
Brexit um 15,9  % unterhalb des Vor-
Corona-Niveaus und nur einen knap-
pen Prozentpunkt über jenen von 2020.

China erstmals  
wichtigstes Importland

Unter den wichtigsten Importländern 
des Südwestens lag China seit 2019 auf 
dem zweiten Rang hinter der Schweiz, 
rückte aber im Jahr 2021 mit einem An-
teil von 9,3 % an den Gesamtimporten 
Baden-Württembergs und einem Zu-
wachs von 22,8 % auf Platz 1 vor. Wäh-
rend die Einfuhren aus der Schweiz 
nur um 1,7  % im Vergleich zum Vor-
jahr stiegen, nahmen jene aus Italien 

(+23,5 %), Frankreich (+13,6 %), Öster-
reich (+15,3  %) und Polen (+24,6  %) 
ebenfalls im zweistelligen Bereich zu.

Kfz-, Maschinen- und  
Pharma-Exporte kräftig im Plus

Das höchste Exportvolumen ver-
zeichnete Baden-Württemberg im 
Jahr 2021 erneut mit Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen im Wert von 
48,9  Mrd.  Euro und einem Plus von 

21,1  % im Vergleich zum Vorjahr. Die 
Ausfuhrwerte der ebenfalls export-
starken Gütergruppen Maschinen und 
pharmazeutische Erzeugnisse stiegen 
um 14,0 % bzw. 18,5 %. Verglichen mit 
dem Vorkrisenniveau 2019 konnten vor 
allem die Pharmahersteller mit einem 
Zuwachs von 22,8  % von der Pande-
mie profitieren. Aber auch die Kfz- 
und Maschinenhersteller übertrafen 
nach den starken Export-Verlusten 
im Jahr  2020 von 12,9  % und 10,6  % 
das Vor-Corona-Niveau um 5,5  % und 
1,9 %.
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7Nr. 3 | 2022

Die höchsten Importwerte erzielten 
pharmazeutische Erzeugnisse mit einem 
Zuwachs von 21,2  % gegenüber 2020. 
Auf Rang 2 und 3 der wichtigsten Import-
güter finden sich Kraftwagen und Kraft-
wagenteile sowie Maschinen. Während 
auch die Maschinen-Importe mit 17,9 % 
im Vergleich zum Vorjahr wieder an-
stiegen, rutschten die Kfz-Einfuhren im 
vergangenen Jahr um 1,3 % ins Minus und 
lagen um 7,9 % unter dem 2019-Niveau.

Wie bedeutend ist Russland  
für die baden-württembergi-

sche Wirtschaft?

Nach der Finanzkrise 2008 und der Pan-
demie zeigt nun auch die Invasion Russ-
lands in der Ukraine, dass das globale 
Wirtschaftssystem jederzeit ins Wanken 
geraten kann. Bereits greifende Sanktio-
nen gegen den Kreml verdeutlichen, dass 
die internationalen Handelsbeziehungen 
von der militärischen Eskalation nicht 
verschont bleiben. Direkte Effekte auf die 
Südwest-Wirtschaft werden sich export-
seitig angesichts der verhältnismäßig 
niedrigen Ausfuhren nach Russland und 
in die Ukraine jedoch in Grenzen halten 
(2021: 1,7 % bzw. 0,3 % aller Südwest-Ex-
porte). Unterstrichen wird dies auch von 

den Rängen 16 und 45 der wichtigsten 
Abnehmerländer, die die Russische Föde-
ration mit 3,8 Mrd. Euro und die Ukraine 
mit 0,6 Mrd. Euro belegen. Geliefert wur-
den in beide Länder vor allem Kraftfahr-
zeuge und Maschinen. 

Höher stellt sich die Abhängigkeit auf der 
Importseite dar, zumal mit 44  % fast die 
Hälfte und damit das Gros aller Erdgas-
Lieferungen nach Baden-Württemberg 
russischen Ursprungs sind. Erdöl und 
Erdgas machten im vergangenen Jahr mit 
einem Wert von 0,8  Mrd.  Euro 40  % der 
baden-württembergischen Einfuhren aus 
der Russischen Föderation aus, gefolgt 
von Metallen und Kohle. Zusammen nah-
men diese drei Gütergruppen fast 85  % 
der Gesamteinfuhr aus Russland ein. 
Sanktionsbedingte Ersatzlieferungen aus 
anderen Ländern machen weitere Energie-
preiserhöhungen wahrscheinlich. Im Zuge 
dessen wird auch die Debatte um den Aus-
bau erneuerbarer Energie in Deutschland 
eine neue Dynamik erfahren.

Krisen nutzen und  
Resilienzen bilden

Wenngleich die vorläufigen Außen-
handelsergebnisse für 2021 suggerie-

ren, dass Baden-Württemberg die Co-
rona-Delle 2020 vorerst überwunden 
zu haben scheint, können gerade aus 
den negativen Folgen der Pandemie 
Strategien gedeihen, wie sich Volks-
wirtschaften gegen künftige Krisen-
situationen wappnen sollten. Durch 
die wirtschaftliche Tragweite des 
Ukraine-Kriegs erscheinen derartige 
Präventionsmaßnahmen abermals ak-
tueller denn je. Laut der Studie „IN-
FORM“ 2021 des Fraunhofer-Instituts 
für Produktionstechnik und Auto-
matisierung IPA sollte das Haupt-
augenmerk für den Mittelstand darauf 
liegen, das eigene Vertriebsnetz kom-
plexer und breiter zu gestalten sowie 
einen betriebsinternen Krisenstab 
zu implementieren. Zudem seien die 
immer noch häufig in kleineren Fir-
men vorherrschenden bürokratischen 
Strukturen in den Bereichen Ad-
ministration, Logistik, Produktion 
und Lieferung erhebliche Hinder-
nisse, auf unvorhersehbare Marktver-
änderungen adäquat und unmittelbar 
zu reagieren. Große Bedeutung wird 
deshalb besonders der Digitalisierung 
beigemessen. 

Auf Basis einer nachhaltigeren 
wirtschaftlichen Ausrichtung eröffnet 
sich so für den wirtschaftsstarken 
Südwesten die Chance, widerstands-
fähiger zu werden und plötzlichen ab-
träglichen Entwicklungen besser ent-
gegenwirken zu können.�

Statistisches Landesamt 

Baden-Württemberg,

Referat „Gesamtrechnungen, Wirtschafts-

wissenschaftliche Analysen, Arbeitsmarkt, 

Außenhandel“,

Margot Dobler (Sachgebietsleiterin),

Jan Breitschwert (Referent),

aussenhandel@stala.bwl.de,

statistik-bw.de

Die 10 wichtigsten Einfuhrgüter Baden-Württembergs aus Russland  
im Jahr 2021*) in Mill. Euro
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*) Vorläufige Ergebnisse, Stand: Februar 2022; Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken, Ausgabe 2019 (GP 2019).
Datenquelle: Außenhandelsstatistik.

© Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 2022



8 Nr. 3 | 2022

Am Morgen des 24. Februar stand Deutschland vor dem 
Scherbenhaufen seiner Russlandpolitik. Die Idee „Frieden durch 
Handel“, die seit 2014 immer mehr bröckelte, war endgültig 
gescheitert. Und als das ganze Land noch in der Schockstarre 
stillstand, erklärte der CDU-Vorsitzende Friedrich Merz: „Frie-
den und Freiheit sind wichtiger als Wirtschaft“. Das waren eine 
nüchterne Bilanzierung und eine Zeitenwende in der deutschen 
Wirtschaftspolitik.

Auswirkungen wirtschaftlicher Abhängigkeiten  
in einer globalisierten Welt 

Die ersten Expertenschätzungen stimmten die Politik auf ein ent-
schlossenes Handeln ein. Es hieß, Russland spiele keine wichtige 
Rolle in der globalen Ökonomie: kleiner als die Wirtschaft Ita-
liens, technologisch rückständig und abhängig von Importen aus 
dem Westen. Doch dann begann die Sanktionsspirale, sich immer 
schneller zu drehen und dies führte uns erbarmungslos vor Augen, 
wie groß gegenseitige wirtschaftliche Abhängigkeiten in einer glo-
balisierten Welt sind. Der Krieg und die Sanktionen des Westens, 
die es in einer solchen Dimension noch nie gegeben hat, fressen 
sich nun rasant und unaufhaltsam in die deutsche Wirtschaft vor. 

Bereits binnen weniger Stunden brachte Putins Angriff auf die Uk-
raine die Handelsströme aus dem Tritt. Plötzlich verließen keine 
Container mehr Hamburg oder Rotterdam in Richtung Russland. 
Die Fracht für die umliegenden Länder muss aufwändig umgeleitet 
werden. Das heißt noch mehr Verspätungen und unzuverlässige 
Lieferungen. Auch die Luftfracht - bereits vor dem Krieg eine knap-
pe und teure Dienstleistung - ist nur auf Umwegen möglich. Zu-
sätzliche Stunden in der Luft bedeuten mehr Treibstoff im Tank, 
weniger Ladekapazität an Bord und unterm Strich höhere Preise. 
Die Schienenverbindung von Chinas Ostküste in den Westen ist 
unterbrochen. Wie lange die Nordroute der Eisernen Seidenstraße 
durchhalten wird, ist unklar. Die letzte Hoffnung - Verlagerung 
der Gütertransporte auf die Straße - löste sich spätestens in Luft 
auf, als die ersten ukrainischen Lkw-Fahrer, die für polnische und 

Fabian Gramling MdB, Berichterstatter für Versorgungssicherheit im  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie des Deutschen Bundestages und  
Beisitzer im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg

Der Preis der Freiheit

Erfrischend innovativ  
für Kühler, Kälte, Klima

Salzmann Kühler GmbH
Tel.: 07731 8684-0

www.salzmann-kuehler.de
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litauische Speditionen auf deutschen Straßen unterwegs waren, 
begannen, ihre Fahrzeuge einfach am Straßenrand abzustellen, um 
in ihr Heimatland zurückzukehren. 

Die durch die Coronapandemie ohnehin fragilen Lieferketten ge-
raten erneut extrem unter Druck und sorgen in immer mehr Bran-
chen für Materialknappheit. Schon nach wenigen Tagen des Kriegs 
standen bei VW, BMW und Porsche die Bänder still, weil die Kabel-
bäume aus der Ukraine fehlten. Dabei war die Chipkrise für Auto-
mobilhersteller noch längst nicht ausgestanden. Die betroffenen 
Unternehmen versuchen verzweifelt über andere Lieferanten ihre 
Lieferketten zu flicken, doch das Ganze ist nur eine Fahrt auf Sicht. 
Niemand weiß, welches Teil oder welcher Rohstoff bei einem Sub-
lieferanten morgen fehlen wird, der die Produktion durcheinander 
bringt. Sollte Russland auch seine Exporte einfrieren, wird es un-
ausweichlich zu Engpässen bei Metallen kommen. Damit werden 
viele weitere Industrien und am Ende der Kette auch das Handwerk 
betroffen sein. 

Steigende Energiepreise machen Mittelstand  
und Industrie zu schaffen 

Und das größte Problem ist Energie. Die dramatisch gestiegenen 
Energiepreise schüren Existenzängste in Mittelstand und Indust-
rie. Die Auftragsbücher sind voll, aber die Produktion ist bei den 
hohen Energiekosten wirtschaftlich teilweise nicht mehr tragbar. 
Anfang März stoppten bereits die ersten Stahlwerke ihre Produk-
tion. Deutschland als Standort für energieintensive Industrien 
droht an Boden zu verlieren. Die steigenden Energiepreise ver-
teuern zudem viele Rohstoffe massiv und machen der Indust-
rie noch mehr zu schaffen. Dabei stehen Stahlproduzenten und 
Metallverarbeiter, Baustoff- und Chemieindustrie am Anfang 
einer Wertschöpfungskette, die prägend für die gesamte Volks-
wirtschaft ist. Jeder der 900.000 Arbeitsplätze in der energie-
intensiven Grundstoffproduktion sichert etwa zwei Arbeitsplätze 
in anderen Industriezweigen und Dienstleistungssektor. Das be-
deutet: Es geht um 2,5 Millionen Arbeitsplätze, die hierzulande 
betroffen sein können. Angesichts der hohen Kraftstoffpreise 
kommen inzwischen auch viele Transportunternehmen an ihre 
wirtschaftlichen Grenzen, so dass auch nationale Lieferketten be-
droht sind. Und das dürfte nicht das Ende der Fahnenstange sein. 
Denn die Umstellung der Energieversorgung - weg von Russland 
- hat noch gar nicht begonnen. Die alternativlose Diversifizierung 
der Energieversorgung wird für weitere Preissteigerungen sor-
gen. Ausgang ungewiss. 

Wie und wann auch immer dieser furchtbare Krieg endet, ein neuer 
Eiserner Vorhang wird kommen. Was er genau für die wirtschaft-
lichen Beziehungen bedeutet, vermag aktuell noch niemand zu 
sagen. Waren deutsche Politik und Wirtschaft zu naiv im Umgang 
mit Russland? Aus heutiger Sicht deutet vieles darauf hin. Der Ver-
such, Russland durch engere Wirtschaftsbeziehungen politisch 
stärker an Deutschland und Europa zu binden, hätte funktionieren 
können. Es war auch nicht falsch, daran zu glauben, aber es hat 
schlichtweg nicht geklappt. 

Eine unternehmerische Weltkarte, auf der Russland nur ein blin-
der Fleck ist, wäre für Deutschland wahrscheinlich ökonomisch 
verkraftbar und würde uns nicht unseren Wohlstand rauben. Aber 
ist die Deglobalisierung wirklich das, was wir anstreben sollen? Ist 
wirtschaftliche Autarkie für eine moderne Volkswirtschaft über-
haupt möglich? Wir dürfen uns hier keine Illusionen machen. Wir 
werden auch in Zukunft mit Ländern Handel treiben (müssen), 
die keine liberalen Demokratien sind. Auch wenn wir die Scher-
ben solch einer Politik in Richtung Russland noch einige Zeit zu-
sammenkehren werden, dürfen wir dennoch die Hoffnung nicht 
aufgeben, dass Handel doch noch die Kraft hat, freiheitliche Ideen 
in der Welt zu verbreiten. 

Ein kleiner Trost: Die aktuelle Krise lässt sich mit dem Geld lösen. 
Unsere Abhängigkeit in vielen Bereichen lag oft am Preis. Russland 
hat einfach am billigsten geliefert. Nun wird es teurer. Der Staat 
wird ziemlich tief in die Kasse greifen müssen, damit die Energie für 
die Wirtschaft und die Menschen hierzulande erschwinglich bleibt. 
Am Ende wird das der Preis der Freiheit sein. �

Fabian Gramling MdB,

fabian.gramling@bundestag.de,

www.fabian-gramling.de

www.schwoererhaus.de

Ausgabe 37/2021

Im Test: 30 Fertighaushersteller
in Deutschland

8 weitere Anbieter erhielten
die Note sehr gut

FERTIGHAUS-
ANBIETER

FAIRSTER

zum 9. Mal in Folge

Günstige Aktionshäuser, Festpreis- 
garantie und transparente Angebote 
bis zum schlüsselfertigen Objekt: Familie 
Brazel hat sich den Wunsch vom indivi-
duellen und bezahlbaren Zuhause schon 
erfüllt. Wann sprechen wir über 
Ihre Träume?
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Die Entwarnung kam zu früh! Wer geglaubt hat, mit dem im 
letzten Jahr beschlossenen deutschen Lieferkettengesetz sei die 
„dickste Kuh vom Eis“, hatte die EU nicht auf dem Radar. Jetzt 
kommt das Thema wieder in den Blick, und zwar als Bürokratie-
monster der Sonderklasse.

Das von der SPD betriebene und von der Union zähneknirschend 
hingenommene nationale Lieferkettengesetz der Großen Koali-
tion gilt generell ab 2023 und bis 2024 für Unternehmen mit mehr 
als 3.000 Mitarbeitern, danach ab 1.000 Mitarbeitern. Es sieht vor, 
dass Unternehmen verpflichtet sind, ihre direkten Lieferanten 
daraufhin zu überprüfen, ob Menschenrechte eingehalten und 
Umweltschädigungen ausgeschlossen sind. Zwar ist vom „Prin-
zip der Angemessenheit“ die Rede (es wird vom Unternehmen 
nur verlangt, was ihm angesichts seiner Größe, seiner Geschäfts-
tätigkeit oder seiner Nähe zum Zulieferer möglich ist), aber wie 
sollen Unternehmen mit diesen unbestimmten Rechtsbegriffen 
umgehen? Allein die Überprüfung der direkten Lieferanten samt 
Nachweiserhebung und Dokumentation verursacht bei den 
„Großen“ einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand mit sechs- bis 
siebenstelligen Kosten, weil Unternehmen dieser Größenordnung 
oft Tausende von Lieferanten gelistet haben. 

EU zwingt Deutschland  
zur Verschärfung 

Im Februar dieses Jahres hat nun die EU ebenfalls ein Liefer-
kettengesetz als Entwurf vorgelegt. Dieses Gesetz geht in zwei 
Richtungen erheblich weiter: Erstens soll es schon für Unter-
nehmen ab 500 Mitarbeitern gelten. In den als „Risikobranchen“ 
bezeichneten Bereichen Textil, Landwirtschaft und Bergbau 
greift es schon ab 250 Mitarbeitern. Zweitens muss nun die ge-
samte Lieferkette nachvollzogen werden, also auch sämtliche 
Vorlieferanten der Lieferanten. Die Folge: wenn das EU-Gesetz 
so beschlossen wird, zwingt es Deutschland, sein Lieferketten-
gesetz zu verschärfen. 

Das Sahnehäubchen findet sich wie so oft im Kleingedruckten: 
Im bestehenden deutschen Lieferkettengesetz sind nicht nur 
die Waren Teil der Lieferkette, die ein Unternehmen zur Her-
stellung seiner Produkte oder zur Erbringung seiner Dienst-
leistungen erbringt. Das Gesetz gilt auch für Waren, „die ein 
Unternehmen bezieht, um seinen Fortbestand zu sichern“, 
also Waren, die „nicht ins Endprodukt einfließen“. Unmissver-

Lieferkettengesetz: 

EU setzt Bürokratie-
monster in die Welt

Tobias Vogt MdL,  
Sprecher für Mittelstandspolitik 
sowie stv. Landesvorsitzender 
der MIT Baden-Württemberg
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ständlich erläutert das zuständige Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) auf seiner Homepage, dass damit 
auch Büromaterial und Softwaresysteme gemeint sind (Quelle: 
BAFA, Fragen und Antworten zum Lieferkettengesetz, VIII.4.).

Wozu dieses wirtschaftsschädigende Bürokratiemonster in der 
Praxis wird, lässt sich unschwer ausmalen. Die Kombination 
deutscher und europäischer Schraubzwingen wird sogar den 
kleinen Bäcker dazu nötigen, jede Rosine nachzuverfolgen, will 
er weiterhin die Schneckennudeln an ein Unternehmen mit 
mehr als 250 Mitarbeitern liefern. 

Trotz gegenteiliger „politischer Verkaufsargumente“, ist das 
für Deutschland im letzten Jahr beschlossene Lieferketten-
gesetz alles andere als ein schlankes Gesetz. In einer „Risiko-
analyse“ müssen nämlich alle „etablierten“ Lieferanten be-
fragt und geprüft werden. Zudem sind innerbetriebliche 
„Präventionsmaßnahmen“ zu erarbeiten und zu verankern. 
Werden Rechtsverstöße in der Lieferkette entdeckt, muss 
ein „System zur Abhilfe“ in Gang gesetzt werden. Sämtliche 
Schritte sind – wie kann es anders sein – zu dokumentieren 
und regelmäßig an das BAFA zu berichten. Dem Bundesamt 
wiederum wird die neue Aufgabe zugewiesen, die Einhaltung 
der Berichtspflicht zu überwachen, Kontrollen durchzuführen 
und Bußgelder zu verhängen. Einen speziellen „Lieferketten-
beauftragten“ werden die Unternehmen sicher auch noch zu 
benennen haben. 

Unternehmen sind Erfüllungsgehilfe  
für politische Ziele 

Wie so oft steckt auch hinter diesem gesetzlichen Exzess ur-
sprünglich ein hehres Ziel. Die Politik will, dass weltweit Kinder-

arbeit geächtet, Zwangsarbeit beendet, angemessener Lohn be-
zahlt und Umweltbelange berücksichtigt werden. Unbestreitbar 
sind dies große gesellschaftliche Ziele und die Welt wäre eine 
bessere, wären sie weltweiter Standard. Weil aber die inter-
nationale Politik bisher wirkungslos geblieben ist, sollen es nun 
die Unternehmen richten. Mit dem Lieferkettengesetz macht 
sie die Politik zum Erfüllungsgehilfen gesellschaftlicher Ziele. 

Mir ist kein Unternehmen bekannt, das sich dabei aus der Ver-
antwortung stehlen will. Aber was nun droht, ist nicht weniger 
als eine neue Überregulierung mit nicht absehbaren Wett-
bewerbsnachteilen, Auflagen, Dokumentationen, Berichten, 
Kontrollen und Kosten. Wenn wir diesen Zug nicht stoppen, ga-
loppiert der Bürokratismus in eine neue Dimension. �

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

tobias-vogt.de
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Die Kombination deutscher und europäischer Schraubzwingen wird sogar den kleinen Bäcker dazu nötigen, jede Rosine nachzuverfolgen, will er weiterhin die 
Schneckennudeln an ein Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitern liefern. 
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Baden-Württembergs drittgrößte Wirt-
schaftsbranche, die Logistik, arbeitet 
weiter unter Extrembedingungen und bei 
allen negativen Wirtschaftsnachrichten 
findet sich eine gute: Alle zur Verfügung 
stehenden Waren und Güter finden ihren 
Weg zum Empfänger. Dennoch kann der 
hohe Liquiditätsabfluss aufgrund dras-
tisch gestiegener Energiekosten vor 
allem für den Mittelstand schnell bedroh-
liche Ausmaße annehmen.

Ich könnte es mir leicht machen und in 
diesem Artikel alle „schwarzen Schwäne“ 
der vergangenen 24 Monate aufzählen. 
Es waren leider so viele, dass der zur Ver-
fügung gestellte Platz locker gefüllt wer-
den könnte. In dieser negativen Nach-
richtenlage gibt es jedoch aus Sicht der 
Logistikwirtschaft mindestens eine gute 
Nachricht: Die Logistikketten haben ge-
halten; zu keinem Zeitpunkt der Pande-
mie war die Versorgung von Bevölkerung 
und Wirtschaft gefährdet. Leere Super-
marktregale waren weniger auf Logistik-
probleme zurückzuführen als vielmehr 
auf unser Einkaufsverhalten, das wir über 
Nacht auf Hamstermodus stellten.

Die Branche hatte nach der Pandemie 
- sofern wir von „nach“ sprechen wol-
len – begonnen, sich wieder verstärkt 
den Zukunftsthemen zu widmen: alter-
native Antriebe, Nachhaltigkeit der 
Lieferketten, Nachwuchssicherung, Fach-
kräfterekrutierung, Ansiedlungsthemen, 

Digitalisierung und Automatisierung 
und auch der Umsetzung des seit Jahren 
größten Gesetzespaket der EU im Güter-
verkehrsbereich, dem Mobilitätspaket.

Mit Beginn des Ukrainekriegs am 24. Feb-
ruar verschwand die vorgenannte Agenda 
in der Schublade und die Branche musste 
vielerorts die ohnehin gestörten Trans-
portketten neu organisieren. Folge des 
Krieges sind ausgefallene Produktions-
kapazitäten in der Ukraine, die in der 
deutschen Automobilindustrie zum Still-
stand der Bänder führen. Logistikhallen 
füllen sich binnen kürzester Zeit mit 
Vorprodukten, die nicht verbaut werden 
können. Diese Hallen finanzieren sich je-

Andrea Marongiu, Geschäftsführer des Verbands 
Spedition und Logistik Baden-Württemberg e.V. (VSL)

Logistikketten 
im Dauerstress
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doch nicht über das reine Einlagern von 
Waren, sondern über dort stattfindende 
Logistikaktivitäten wie Umschlag, Vor-
produktion von Modulen, Kommissio-
nierung etc.; kurzum: keine Bewegung = 
sinkende Einnahmen trotz voller Hallen.

Wie in Pandemiezeiten steigt der Auf-
wand je beförderter Sendung. Dies gilt 
für alle Verkehrsträger: Frachtflüge fal-
len komplett aus oder müssen über teure 
Umwege geroutet werden. Mühsam auf-
gebaute Schienenangebote von China 
nach Deutschland werden teilweise nicht 
mehr bedient und die Sendungen auf den 
Seetransport geroutet. Der wichtigste 
globale Verkehrsträger, die Seeschiff-
fahrt, hat einen Anteil von 90 % am welt-

weiten Handel. Dort kämpft die Branche 
nach wie vor mit rekordverdächtigen Ver-
spätungen, die - wohlgemerkt im Durch-
schnitt - bei 8 Tagen liegen. Soweit dort 
Störungen auftreten, hat dies Folgen für 
die komplette Kette und sorgt für teils 
chaotische Zustände in den Seehäfen 
und schließlich den Terminals im Hinter-
land, so auch in Baden-Württemberg. 
Diese platzen durch eine schwer planbare 
Containerflut aus allen Nähten. Im Zwei-
fel dienen Fahrpläne nur noch dazu, die 
Verspätungen zu kalkulieren.

Die baden-württembergische Logistik-
branche hat die Coronazeiten wesentlich 
besser überstanden als zu Beginn der 

Pandemie zu erwarten war.  Während in 
der Automobillogistik engagierte Spedi-
teure - ihren Kunden folgend - zeitweise 
nahezu alle Mitarbeiter in Kurzarbeit 
schickten, sahen sich jene Spediteure im 
Segment der Privatkundenbelieferung 
einer kaum zu bewältigenden Auftrags-
flut gegenüber. Positiver Nebeneffekt 
war eine selten da gewesene Wert-
schätzung der Branche in der Gesell-
schaft und Politik. In Summe zufrieden-
stellende Ergebnisse.

Ganz anders das Bild heute: Sprunghaft 
gestiegene Treibstoffkosten führen zu 
oft immensen Liquiditätsabflüssen, die 
im schlimmsten Fall binnen kurzer Zeit in 

die Insolvenz führen. Ein Rechenbeispiel 
für ein Unternehmen mit 100 Lkw im Ein-
satz, die rund 450 Kilometer täglich, bei 
einem Verbrauch von 27 Liter Diesel je 
100 Kilometer zurücklegen. Der Anstieg 
um rund 70 Cent je Liter entzieht diesem 
Unternehmen rund 170.00 Euro Liquidi-
tät im Monat. Oft liegen den Verträgen 
sogenannte Dieselfloater zugrunde, mit 
welchen die Preise nach 3 Monaten auto-
matisch angepasst werden; folglich sinkt 
die Liquidität um über 0,5 Mio. Euro.

Die Gespräche für außerordentliche Preis-
anpassungen scheinen vernünftig zu laufen, 
denn die Wirtschaft kann sich eine Fracht-
raumverknappung durch ausscheidende 
Transportunternehmen nicht leisten; dies 
im Besonderen für die heimische Wirtschaft 
mit ihrem hohen Exportanteil. Wer bisher 
noch nicht geliefert hat, ist die Bundes-
regierung, welche von nahezu allen Wirt-
schaftsvertretern aufgefordert wurde, eine 
zeitlich begrenzte Entlastung bei den 
Energiesteuern über alle Branchen hinweg 
umzusetzen.  Eine Notwendigkeit, wenn wir 
unsere erfolgreiche baden-württembergi-
sche Wirtschaftsgeschichte im gesunden 
Mix aus Mittelstand und Konzernen in Zu-
kunft fortschreiben und Logistikkunden aus 
Industrie und Handel auch weiterhin auf ein 
breites Angebot zurückgreifen möchten.�

Andrea Marongiu, 

marongiu@vsl-spediteure.de, 

vsl-spediteure.de

www.prinzing-elektro.de
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Die aktuelle Halbleiterknappheit ist 
eine enorme Belastung für die Unter-
nehmen in Deutschland und Europa. Um 
Versorgungsengpässe zukünftig zu ver-
meiden, gilt es, die Halbleiterindustrie 
hierzulande deutlich zu stärken und 
einseitige Abhängigkeiten im inter-
nationalen Wettbewerb zu verringern. 
Die Politik muss sich dieser Heraus-
forderung stellen und umfassende 
Mittel bereitstellen. Kein einfaches 
Unterfangen. 

Der völkerrechtswidrige Krieg Putins in 
der Ukraine bringt ungeheures Leid über 
die gesamte ukrainische Bevölkerung. 
Während die Unterstützung für die Uk-
raine – für die im Land Gebliebenen und 
für die Flüchtlinge – weiter auszubauen 
ist, muss die westliche Politik gegenüber 
Russland und der russischen Führung 
angemessen und in klarer Härte reagie-
ren, auch wenn dies zu Wohlstandsein-
bußen bei uns führt. Die Schockwellen 
und Auswirkungen der Aggression 

wie auch die westlichen Reaktionen 
und Sanktionen reichen nicht nur bis 
Ost- und Westeuropa, sondern in die 
ganze Welt. Damit stehen Gesellschaft 
und Wirtschaft, vor allem die meisten 
Industriebetriebe, derzeit vor mehreren 
Herausforderungen. Kaum schien die 
Coronakrise nach zwei Jahren einiger-
maßen im Griff, ist jetzt die gesamte 
Industrie, auch die Elektro- und Digital-
industrie, von Material- und Liefereng-
pässen betroffen. 

Bereits zu Beginn der Pandemie im Früh-
jahr 2020 sind Schwierigkeiten in der 
Lieferkette aufgetreten, von denen da-
mals viele vergleichsweise schnell be-
hoben werden konnten. Ein Problem hat 
sich aber als wesentlich hartnäckiger er-
wiesen. Besonders klemmt es nach wie 
vor bei der ausreichenden Lieferung von 
Halbleitern, die als Vorprodukt für nahe-
zu jedes elektrische und jedes einzelne 
elektronische Gerät unverzichtbar sind. 
Der Mangel an Chips zeigt vor allem, wie 

stark der weltweite Bedarf an ihnen durch 
die Megatrends Elektrifzierung und Di-
gitalisierung gestiegen ist. Alle Photo-
voltaik- und Windanlagen benötigen 
Chips; jedes Auto und jedes Elektroauto, 
einschließlich Ladesäulen, brauchen 
sie; jedes automatisierte Gerät, jede 
Industrieanlage, jede Waschmaschine 
sind auf sie angewiesen. Nahezu alle 
Hersteller haben in den wirtschaftlich 
bedeutenden Regionen Produktionen, 
und die dort produzierten Chips werden 
wiederum in allen Regionen verbraucht. 
Europas Anteil an der weltweiten Halb-
leiterproduktion liegt heute jedoch nur 
noch bei knapp 8 %. 

Europa braucht Chips 
 aller Größen 

Die Abhängigkeit von ausländischen 
CPU-Lieferanten ist aber nur ein Teil 
des Bildes. Denn 30 % aller Leistungs-

Halbleiter-
industrie in 
Europa nach-
haltig stärken

Wolfgang Weber,  
Vorsitzender der ZVEI-Geschäftsführung
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halbleiter stammen aus Europa. Doch 
obwohl deutsche Unternehmen in die-
sem Segment Weltmarktführer sind, 
haben sie bisher zu wenig Kapazitäten, 
um den stark wachsenden Markt zu be-
dienen. Weltweit verdreifachen sich 
die Umsätze auf diesem Gebiet bis 
2030 auf gut 60 Milliarden US-Dollar, 
erwartet der ZVEI. Um diese Nach-
frage zu bedienen, müssen weltweit bis 
2030 nach Berechnungen der im ZVEI 
organisierten Automatisierungsunter-
nehmen 23 neue Fabriken für die Fer-
tigung von Leistungshalbleitern gebaut 
werden. Wenn es um Chips mit kleins-
ten Strukturgrößen und damit unter 
anderem Zentralprozessoren (CPU) 
und Mikrokontroller geht, wie sie zu-
nehmend für autonome Fahrzeuge oder 
Anwendungen der künstlichen Intelli-
genz benötigt werden, sind europäische 
Unternehmen heute dagegen komplett 
auf Zulieferer in den USA, Südkorea 
und Taiwan angewiesen. Daher ist es 
essenziell, dass Produktionskapazitäten 
für Chips aller Strukturgrößen auf- und 
ausgebaut werden, im Einklang mit 
dem Bedarf des deutschen und euro-
päischen Markts. Heißt: benötigt wer-
den hierzulande alle Chips, angefangen 
bei Leistungshalbleitern bis hin zu 
Hochleistungsprozessoren kleinster 
Strukturgröße. 

Zweifelsohne sind zusätzliche Produ
tionskapazitäten wichtig, doch reicht 
das auch aus? Tatsächlich muss es auch 
darum gehen, unsere Kompetenzen im 
Bereich des Designs von Chips zu er-
weitern und diese selbst testen zu kön-
nen. Denn wenn zum Beispiel Herstel-
ler von Komponenten der kritischen 
Infrastruktur, etwa für die Stromver-
sorgung, Halbleiter in den USA oder 
China kaufen, muss es in Europa das 
Wissen geben, um mit Tests sicher-
zustellen, dass Hacker nicht durch 
Hintertüren auf die Chips zugreifen 
können. Außerdem ist eine ausreichend 
finanzierte Forschungsförderung wich-
tig, damit Europa seine Stellung dort 
erhält und weiterentwickelt, wo es 
heute bereits weltweit führend ist, 
etwa bei Halbleitern aus Silizium-
karbid, der Lasertechnik, Chemikalien 
und Lithographie-Maschinen für die 
Halbleiterherstellung.

Technologische  
Souveränität im Fokus

Sowohl die Europäische Kommis-
sion wie die Bundesregierung haben 
das verstanden und das strategische 
Ziel einer leistungsfähigen, innova-
tiven, resilienten und nachhaltigen 
Halbleiterindustrie vor Ort – mit ent-

sprechendem Ökosystem – erkannt. 
Diese Erkenntnis ist wichtig, auch 
vor dem Hintergrund der sich zu-
spitzenden globalen Konflikte, ins-
besondere des USA-China-Konflikts, 
die die Errungenschaften der Globali-
sierung und des freien Warenverkehrs 
immer stärker bedrohen – Stichwort: 
De-Coupling. Als eine der Schlüssel-
branchen ist die Halbleiterindustrie 
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Familienunternehmen sind 
einzigartig. Und so beraten 
wir sie auch.
Vertrauen Sie auf einen Partner, der für die 
individuellen Bedürfnisse von Mittelständlern 
und Familienunternehmen spezielle Services 
und Technologien entwickelt hat, mit denen 
sie ihre Zukunftsfähigkeit erhalten können: 
www.pwc.de/transformation
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so auszubauen, dass ein hohes Maß 
an technologischer Souveränität Euro-
pas und Deutschlands sichergestellt 
werden kann. Mit einer starken hei-
mischen Halbleiterindustrie können 
die Interessen Europas in den unter 
Druck stehenden internationalen 
Handelsbeziehungen deutlich besser 
vertreten werden. Ein hoher Grad an 
technologischer Souveränität ist dabei 
nicht zu verwechseln mit Autarkie 
oder Protektionismus. Das Ziel muss 
ungebrochen heißen, globale Wert-
schöpfungsnetzwerke auch künftig zu 
erhalten.

Programme wie das deutsche Rahmen-
programm Mikroelektronik und der 
Forschungsrahmenplan der EU „Hori-
zon Europe“ sind wichtig für die För-
derung der Halbleiterbranche. Außer-
dem läuft in 20 EU-Staaten derzeit das 

zweite „Important Project of Common 
European Interest“ (IPCEI) für Mikro-
elektronik und Kommunikations-
technologien an. In dessen Rahmen 
dürfen EU-Mitgliedsstaaten Unter-
nehmen ausnahmsweise Beihilfen ge-
währen, wenn damit neue Technologien 
erstmals industriell eingeführt werden. 
Das Bundeswirtschaftsministerium 
(BMWK) hat der EU-Kommission 32 
Projekte vorgelegt, die es im Rahmen 
des neuen IPCEI fördern will. Auch 
im European Chips Act und der da-
durch ermöglichten Förderung von so-
genannten „Megafabs“, wie demnächst 
in Magdeburg, sieht der ZVEI viele 
gute Ansätze, um neben der Förderung 
von Industrieprojekten auch die Stär-
kung von Forschung und Entwicklung 
sowie die Aus- und Weiterbildung von 
Fachkräften voranzutreiben. 
Doch erst wenn alle politischen Maß-

nahmen, die finanziell entsprechend hoch 
hinterlegt sein müssen, zusammenspielen 
und die Industrie aktiv eingebunden wird, 
kann die Mikroelektronikbranche in Euro-
pa nachhaltig gestärkt werden und kön-
nen sich einseitige Abhängigkeiten ver-
ringern. Dann bestehen Chancen, den 
angestrebten weltweiten Anteil von 
20 % an der Halbleiterproduktion in 
Europa bis 2030 zu erreichen und mit 
China, Südkorea und den USA mitzu-
halten – Länder, die ihren Chipindustrien 
enorme Unterstützungsleistungen bie-
ten. Es wird sich lohnen, denn Halbleiter 
sind der Schlüssel zu allen Spitzen-
technologien von morgen. �

Wolfgang Weber, 

zvei@zvei.org, 

zvei.org
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Seit Jahren pflegt die Europäische Union 
(EU) mit dem Verband Südostasiatischer 
Nationen (ASEAN) enge Handels- und 
Investitionsbeziehungen. ASEAN ist 
ein zentraler Anker der deutschen und 
europäischen Indo-Pazifik-Strategie und 
essenziell für die angestrebte Diversi-
fizierung politischer und wirtschaft-
licher Partner jenseits von China. Zwei 
bilaterale Freihandelsabkommen mit Sin-
gapur und Vietnam sind bereits in Kraft, 
die wirksame Bausteine für die enge 
Beziehung darstellen. Mit anderen süd-
ostasiatischen Ländern wird weiterhin 
verhandelt. Dabei eint die Überzeugung, 
dass sich die großen globalen Heraus-
forderungen unserer Zeit, die Gestaltung 
der Globalisierung, der Klimawandel 
oder Handelsfragen, nur gemeinsam 
lösen lassen. 

Angesichts des Krieges Russlands gegen 
die Ukraine erhält das fortgesetzte Enga-
gement der EU mit den ASEAN-Ländern 
eine neue Aufmerksamkeit. Wir erleben 
in diesen Tagen, wie wichtig regel-
basierte Zusammenarbeit von Ländern 
ist. Die Aufrechterhaltung einer offenen 
Handelsagenda mit dieser Region - wie 
auch mit anderen Teilen der Welt - wird 
ein wichtiges Element jeder EU-Strate-

gie sein, um den wirtschaftlichen Ab-
schwung abzufedern, der sich unweiger-
lich aus dem russischen Vorgehen und 
den deshalb richtigen und notwendigen 
Wirtschaftssanktionen ergeben wird. 

Schon jetzt zeigen sich erste Kriegsaus-
wirkungen in Europa und der Welt. Bei-
spielsweise in Bereichen wie Energiever-
sorgungssicherheit, den Energiepreisen 
oder der Ernährungssicherheit. Sowohl 
die Ukraine als auch Russland gelten 
als Kornkammern der Welt. Zusammen-
genommen exportieren sie Getreide in 
ca. 50 Staaten und machen rund 30 % 
der weltweiten Weizenexporte aus. Seit 
Kriegsbeginn herrscht weitgehender Ex-
portstillstand und es droht laut der UN 
ein sprunghafter Anstieg der Zahl hun-
gernder Menschen. Dieser Krieg wird 
folglich weltweite Auswirkungen haben. 
Die destabilisierende Wirkung steigen-
der Nahrungsmittelpreise auf viele Län-
der der Welt ist offensichtlich.

Dennoch wurde jahrelang von ver-
schiedenen Seiten versucht, die euro-
päische Handelspolitik und die Handels-
abkommen in ein schlechtes Licht zu 
rücken und mit allen Mitteln zu blockie-
ren. Viele unbegründete Sorgen wurden 

dadurch in Teilen der Bevölkerung ge-
weckt. Nun hat das Bundesverfassungs-
gericht in den vergangenen Tagen auf 
Basis des Handelsabkommens zwischen 
Kanada und der EU (CETA) eindeutig ge-
urteilt: Die europäische Handelspolitik 
steht mit beiden Beinen auf dem soliden 
Boden unseres Grundgesetzes. Dieses 
Urteil sollte also dabei helfen, die auf-
geheizten Debatten über die europäische 
Handelspolitik zu befrieden.

Dort, wo Handel in einem regelbasierten 
Umfeld betrieben werden kann, zwi-
schen Partnern, die den Dialog und die 
Zusammenarbeit und nicht den Kon-
flikt und die Spaltung suchen, gedeiht 
der Wohlstand. Mit ihrem Engagement 

Daniel Caspary MdEP (CDU), Vorsitzender der 
Delegation für die Beziehungen zu den Ländern 
Südostasiens und dem Verband Südostasiatischer 
Nationen (ASEAN): „Das Stärken unserer Handels-
beziehungen mit Partnern in der Welt ist essenziell 
in Zeiten wie diesen.“

Europa und die Welt: 
Neue Dimension der 
Beziehung zu Südost-
asien Foto: eppphotographer/Lahousse
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für Multilateralismus, Rechtsstaatlich-
keit und die Achtung der Souveräni-
tät ist die ASEAN definitiv ein solcher 
Partner für die EU – trotz der teilweise 
schwierigen Situationen in einigen der 
ASEAN-Mitgliedstaaten. 

ASEAN ist der drittgrößte Handelspartner 
der EU außerhalb Europas (nach China 
und den USA) mit einem Warenhandel von 
mehr als 189,47 Mrd. Euro (2020). Der bi-
laterale Handel mit Dienstleistungen be-
lief sich auf 93,5 Mrd. Euro (2019). ASEAN 
als Region ist heute die fünftgrößte Volks-
wirtschaft der Welt und wird bis 2050 
voraussichtlich die viertgrößte sein. Schon 
heute werden rund 40 % des Außen-
handels der EU über das Südchinesische 
Meer abgewickelt. Auch für Deutschland 
ist die Region jetzt schon von enormer 
Bedeutung, welches im 1. Halbjahr 2021 
Waren im Wert von 13,7 Mrd. Euro nach 
ASEAN exportiert hat. 

Während Handel und Finanzdienst-
leistungen im Wesentlichen aus Singapur 
heraus betrieben werden, sind Malaysia, 
Thailand und Vietnam zunehmend wich-
tige Produktionsstandorte. Alle anderen 
Länder sind allenfalls Absatzmärkte, aber 
Investitionen finden dort in sehr gerin-
gem Umfang statt. Ein erfolgreiches En-

gagement deutscher, gerade klein- und 
mittelständischer Unternehmen braucht 
eine deutliche stärkere politische Be-
gleitung als dies bisher geschehen ist. 
Gerade wegen politischer Unsicher-
heiten und unzureichender regulatori-
scher Rahmenbedingungen ist ein stär-
keres Engagement kein Selbstläufer. Die 
deutsche und europäische Politik kann 
hier an verschiedenen Stellen unter-
stützend tätig werden: Von der beruf-
lichen Ausbildung über Beratung bei 
regulatorischen Fragen bis hin zu Infra-
strukturprojekten. Als Vehikel hierfür 
kann auch die Global Gateway Initiative 
der EU gesehen werden.

Der Abschluss eines regionalen Frei-
handelsabkommens mit der EU ist jedoch 
in absehbarer Zeit nicht zu erwarten, 
da verschiedene Elemente, wie die 
hohen Standards der EU bei Sozial- und 
Umweltfragen, noch nicht abschließend 
geklärt sind und regionale Alternativen, 
wie die Regionale umfassende Wirt-
schaftspartnerschaft (RCEP) oder die 
umfassende und fortschrittliche Verein-
barung für eine Trans-Pazifische Partner-
schaft (TPP11), bereitstehen. 

Dennoch schreiten die EU-ASEAN-Be-
ziehungen ungehindert voran und set-

zen auf eine bilaterale und länderspezi-
fische, partnerschaftliche Entwicklung. 
Mit dem im Dezember 2021 vereinbarten 
Mehrjahresrichtprogramm 2021 - 2027 
wird die Partnerschaft zwischen der EU 
und der ASEAN, insbesondere in den 
Bereichen umweltfreundliche und in-
tegrative nachhaltige Entwicklung und 
nachhaltige Konnektivität, weiter ge-
stärkt werden. Mit dem Ziel zu mehr 
Engagement für regelbasierten Multi-
lateralismus, die Achtung und Förderung 
des Völkerrechts und international ver-
einbarter Normen und Standards ist die 
Partnerschaft für das nächste Jahrzehnt 
gerüstet.

In Zukunft wird sich zeigen, wie der Uk-
raine-Krieg sich auf die Gegebenheiten 
im Handelsbereich auswirkt und ob sich 
die Möglichkeit ergeben wird, neue Ab-
kommen zu ratifizieren, um die europäi-
sche Handelspolitik weiter zu diversi-
fizieren. Dabei dürfen die Werte der EU, 
wie unter anderem die Wahrung der 
Menschenrechte, nicht vernachlässigt 
werden, allerdings sollten Handels-
abkommen nicht daran scheitern, wie 
es die Grünen oft verlangen. Die CDU/
CSU hat immer versucht, Kompromisse 
innerhalb der EU, aber auch weltweit zu 
finden. Kompromissfindung und nicht 
das hundertprozentige Beharren auf den 
eigenen Positionen zeichnet erfolgreiche 
Außen- und Außenhandelspolitik aus.

Eins ist klar: In einem Kontext, in dem die 
Welt gerade erst beginnt, sich von den 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
Coronapandemie zu erholen, kann es für 
die Bürger beider Regionen nur von Vor-
teil sein, das Beste aus der Partnerschaft 
zwischen der EU und ASEAN zu machen. 
Dies ist umso dringlicher, da der aggressi-
ve Krieg, den Russland in der Ukraine 
führt, bereits erhebliche wirtschaftliche 
Folgen hat, nicht nur für Europa, sondern 
auch weltweit. Wir dürfen nicht ver-
gessen: Es gilt, Brücken zu bauen, wo es 
noch möglich ist, denn wir wissen nicht, 
was die Zukunft bringt.�

Daniel Caspary MdEP, 

daniel@caspary.de, 

caspary.de

Daniel Caspary MdEP mit AIPAs (ASEAN Inter-Parliamentary Assembly) Generalsekretärin Nguyen Tuong Van 
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Die Handelsbeziehungen zwischen Deutsch
land und den USA sind vielfältig und be-
deutsam. Im Jahr 2020 importierten die 
Vereinigten Staaten 5,2 % ihrer gesamten 
Importe aus Deutschland. Im gleichen Jahr 
exportierten die USA 4,1 % der Gesamt-
exporte nach Deutschland, damit befindet 
sich Deutschland auf Platz 6 der wichtigs-
ten Handelsbeziehungen für Waren und 
Dienstleistungen. 
Deutsche Unternehmen in den USA 
haben in 2021 die Folgen der Pandemie im 
Wesentlichen hinter sich gelassen: 85 % 
der deutschen Unternehmen in den USA 
gelang 2021 ein Umsatzanstieg. Im Vor-
jahr schafften dieses nur 42 %. Fast neun 
von zehn Unternehmen (88 %) erwirt-

schafteten 2021 Gewinne. 29 % (i. Vj. 23 %) 
der Befragten erzielten sogar eine Umsatz-
rendite von mehr als 10 %. Die Profitabilität 
des US-Geschäfts nimmt weiter zu.
Das sind zentrale Ergebnisse der Studie 
„German American Business Outlook 2022“. 
In der jährlichen Umfrage der KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und der 
Deutsch-Amerikanischen Handelskammern 
(AHK USA) wurden im November 2021 ins-
gesamt 102 deutsche Tochtergesellschaften 
zu ihren Geschäftserwartungen in den 
USA befragt. Im Mittelpunkt der Studien-
reihe stehen die wirtschaftlichen Perspek-
tiven deutscher Unternehmen in den USA, 
ihre Herausforderungen und Wachstums-
chancen für ihre Unternehmen.

Während der Pandemie  
umgesetzte Maßnahmen führen 

zu Wachstum

66 % der Befragten waren während der 
Krise erfolgreich bei der Optimierung 
und Restrukturierung ihrer Geschäfts-
prozesse; 53 % erzielten Fortschritte 
bei der Digitalisierung der Arbeits-
plätze, 28 % bei der Digitalisierung des 
Vertriebs sowie 21 % bei der Digitalisie-
rung ihres Geschäftsmodells. 
Als Folge aller Maßnahmen konn-
ten 71 % der befragten deut-
schen Konzerne in den USA ihre 
Profitabilität in 2021 steigern. Im 

Deutsche Unter-
nehmen in den USA 
kommen gestärkt aus 
der Pandemie
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Vorjahr, das noch stärker durch die  
Covid-19-Pandemie geprägt war, gelang 
dies nur 45% der deutschen Konzerne. 

Auch in Zeiten des Decouplings 
behält der US-Markt seine Rele-

vanz für deutsche Konzerne

Die USA sind einer der wichtigsten Um-
satz- und Gewinnquellen für deutsche 
Konzerne: 34 % der deutschen Gruppen 
erzielen in den USA mehr als ein Fünftel 
ihrer globalen Umsätze; 28 % mehr als 
ein Fünftel ihrer globalen Gewinne.
In die Zukunft blickt das Gros zu-
versichtlich: 43 % erwarten, dass die 
US-Wirtschaft 2022 mit mehr als 3 % 
wächst. Im Vorjahr glaubten das nur 
bescheidene 18 %. Noch optimisti-
scher sind die Befragten mit Blick 
auf ihr eigenes Unternehmen: 60 % 
rechnen für 2022 mit einem Umsatz-
wachstum von mehr als 3 %. Im ver-
gangenen Jahr hatten dieses nur 34 % 
prognostiziert. Zudem gehen 88 % der 
deutschen Unternehmen von steigen-
den Gewinnen aus. 
Andreas Glunz, Bereichsvorstand Inter-
national Business bei der KPMG AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, be-
tont: „Wenngleich sich das Wirtschafts-
umfeld aufgrund von Lieferengpässen, 
steigender Inflation und zunehmendem 
De-Coupling der großen Wirtschafts-

mächte verdüstert, bleiben deutsche 
Unternehmen in den USA ‚bullish‘. Alles 
spricht dafür, dass deutsche Unter-
nehmen in den USA auf absehbare Zeit 
weiter stark prosperieren.“

Investitionen wachsen weiter

87 % (i. Vj. 82 %) der deutschen Unter-
nehmen planen wachsende Investitionen 
im US-Markt. 
22 % wollen in den nächsten drei Jahren 
sogar mehr als 10 Mio. USD investieren. 
Das entspricht einem Anstieg um 5 Pro-
zentpunkte im Vergleich zum Vorjahr.
Die wichtigsten geplanten Investitions-
felder betreffen allesamt die Fortsetzung 
der digitalen Transformation: Zur Top 3 der 
am häufigsten geplanten Projekte zählen 
die Automatisierung der Produktion (39 %), 
die Digitalisierung aller internen Geschäfts-
prozesse (37 %) und der Vertriebskanäle 
(25 %).

Lieferketten unter Druck

71 % der Befragten waren in den letz-
ten 18 Monaten einer starken Belastung 
ihrer Lieferketten oder Engpässen bei 
ihren Zulieferern ausgesetzt. Lediglich 
8 % der Unternehmen erfuhren keinerlei 
Beeinträchtigungen.

So überrascht es nicht, dass mehr als jedes 
zweite deutsche Unternehmen in den 
USA (54 %) das Lieferketten-Management 
als eines der Top 3 Herausforderungen 
betrachtet.
Zugleich geben zwei von fünf Unternehmen 
(41 %) an, dass die Widerstandsfähigkeit 
ihrer Lieferketten in den USA zu steigern ist. 
Bei keinem anderen Thema wird ein größe-
rer Verbesserungsbedarf gesehen.
Um die Lieferketten-Risiken zu mindern, 
setzen deutsche Unternehmen in den USA 
auf lokale Beschaffung (22 %), Diversi-
fizierung der Zulieferer (19 %) sowie die Be-
vorratung kritischer Komponenten (16 %).
„Die durch die Pandemie verursachten 
Unterbrechungen der Lieferkette sind 
etwas, was Unternehmen weltweit nie er-
wartet hätten“, so Crispin Teufel, CEO der 
Lincare Holding, Inc. sowie Vorsitzender 
der Deutsch-Amerikanischen Handels-
kammern (AHK USA). „Die betroffenen 
Unternehmen müssen Notfallpläne ent-
wickeln, um ihren Betrieb jetzt und in Zu-
kunft reibungslos zu gestalten.“

Cyber-Risiken steigen weiter

Der zweitgrößte Verbesserungsbedarf be-
steht aus Sicht der befragten deutschen 
Unternehmen in den USA beim Schutz vor 
Cyber-Risiken. Knapp jeder dritte Befragte 
(30 %) glaubt, dass in seinem Unternehmen 
entsprechende Verbesserungen erforder-
lich sind.
„Cyber-Angriffe haben massiv zugenommen 
und betreffen heute praktisch jedes Unter-
nehmen. Es besteht ein direkter Zusammen-
hang zwischen den wachsenden Cyber-
Bedrohungen und der fortschreitenden 
Digitalisierung aller internen Prozessabläufe 
und des Datenaustauschs mit Dritten wie 
Lieferanten und Kunden. Hier können Unter-
nehmen gar nicht genug investieren“, so An-
dreas Glunz.

Anhaltender Arbeitskräftemangel 
bedroht Wachstumsaussichten

Drei von vier der befragten deutschen 
Unternehmen in den USA (75 %) be-
zeichnen den Arbeitskräftemangel als eine 
der Top 3 Herausforderungen. Im Vor-
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jahr hatten dieses nur 45 % der befragten 
Unternehmen beklagt. Zugleich äußern 
50 % der Unternehmen (i. Vj. 27 %) große 
Schwierigkeiten, Fachkräfte auf dem US-
Markt zu gewinnen.
Vor dem Hintergrund, dass zwei von drei 
befragten Unternehmen (67 %) konkrete 
Pläne haben, ihre Belegschaft im Jahr 2022 
aufzubauen, könnte sich dieser Personal-
engpass als wesentliches Hindernis für das 
künftige Wachstum erweisen. Jedes dritte 
deutsche Unternehmen (33 %) hat daher 
bereits eigene Aus- und Fortbildungs-
programme aufgesetzt.
„Eine seit Langem bestehende Heraus-
forderung für deutsche Tochtergesell-
schaften in den USA ist der Arbeitskraft-
mangel, insbesondere in einer zunehmend 
technisierten Welt“, sagt AHK USA-Vor-
sitzender Crispin Teufel. „Der Arbeitskraft-
mangel, den viele Industrien derzeit haben, 
scheint diese Herausforderung noch zu ver-
stärken. Die AHK-Unterstützung für duale 
Ausbildungsprogramme in den USA ist ein 
wesentlicher Weg, dieses Problem zu lösen“.

Forderung an die Politik:  
Hemmnisse abbauen

Das Politikfeld, das den größten Einfluss 
auf den zukünftigen Geschäftserfolg in 
den USA hat, sind nach Meinung der deut-
schen Unternehmen der Zugang zu offe-
nen Märkten und faire Handelsabkommen 
(45 %). Im Vorjahr sagten dies noch 64 % 
der von KPMG und GACC Befragten – ein 
deutlicher Beleg, dass sich die Handels-
beziehungen zwischen den USA und der EU 
im Jahr 2021 entspannt haben. 

Auf dem Wunschzettel für die neue 
Bundesregierung steht, unterneh
merisches Handeln nicht zu behindern 
bzw. zu belasten: Fast drei von fünf 
Unternehmen (59 %) wünschen sich 
von der deutschen Politik den Abbau 
von Handelshemmnissen und die Ab-
schaffung von Zöllen und 54 % Verein-
fachungen bei US-Arbeitsvisa. 
„Die Unternehmen wünschen sich 
friktionslosen Freihandel und möglichst 
wenig staatliche Intervention. Fakt ist 
aber, dass in der Welt heute immer mehr 
Regulierung geschaffen wird, die großen 
Wirtschaftsblöcke mit immer neuen re-
gionalen Regeln auseinanderdriften und 
sich zunehmend entkoppeln“, so Andreas 
Glunz, Bereichsvorstand KPMG.

Investitionen in 
Nachhaltigkeitsprojekte

Aktuell planen 56 % der deutschen Unter-
nehmen in den USA, ihre Investitionen in 
Nachhaltigkeitsprogramme in den nächsten 
drei Jahren zu erhöhen. Projekte zur Energie-
einsparung und zum Recycling werden mit 
45 % bzw. 40 % am häufigsten genannt. 
„In saubere Energielösungen zu investieren, 
ist ein klares Mandat, dem viele deutsche 
Unternehmen in den USA nachkommen“, 
so AHK USA-Vorsitzender Crispin Teufel. 
„Es gibt immer mehr Geschäftsmöglich-
keiten, Produkte und Dienstleistungen zu 
entwickeln, die diesen Anforderungen ge-
recht werden – ein Gewinn für die Umwelt 
und die globale Wirtschaft“.�

German American Chamber of Commerce, Inc.,

James Freeman,

jfreeman@gaccny.com,

gaccny.com
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Das Bundesverfassungsgericht hat alle 
fünf Klagen von Kritikern des europä-
isch-kanadischen Handelsabkommens 
CETA endgültig abgewiesen. Wirtschafts-
ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
begrüßt das Urteil.

„Gerade in diesen fragilen Zeiten braucht 
Europa stabile Handelspartner. Kanada 
gehört ohne Zweifel dazu. Das Land äh-
nelt in wirtschaftlicher und politischer 
Hinsicht Deutschland und der EU – ein 
natürlicher und seriöser Partner. Jetzt 
können wir CETA wirklich umsetzen“, er-
klärte Hoffmeister-Kraut.

Die Ministerin betont die wirtschafts-
politische Bedeutung des Abkommens, 
das seit September 2017 nur vorläufig 
und teilweise in Kraft ist: „Wir sollten 
alles daransetzen, das CETA-Abkom-
men nun vollständig und endgültig um-
zusetzen. In diesen Zeiten wird immer 
deutlicher, dass wir mit demokratischen 
Staaten Zollabgaben beim gegenseitigen 
Handel weitgehend abschaffen und 
den gegenseitigen Zugang zu öffentli-

chen Aufträgen verbessern sollten. Ein 
so stark exportorientiertes Bundesland 
wie Baden-Württemberg kann durch 
das Freihandelsabkommen besonders 
profitieren.“

Das Freihandelsabkommen CETA könne 
auch einen neuen Rahmen für Partner-
schaft zwischen Baden-Württemberg 
und der kanadischen Provinz Ontario 
geben, die sich insbesondere im Bereich 
der Wirtschaft und der Wissenschaft be-
währt hat, so Hoffmeister-Kraut.

Handelsbeziehungen zwischen 
Kanada und Baden-Württemberg

Seit etwa 20 Jahren wächst das kana-
dische Bruttoinlandsprodukt (BIP) im 
Schnitt um jährlich 2 %. Kanada ver-
fügt über eine der stabilsten Volkswirt-
schaften der Welt.
Die Warenausfuhren im Wert von 1,69 
Mrd. Euro im Jahr 2020 entsprechen 
0,9 % aller baden-württembergischen 

Gesamtausfuhren. Den größten Anteil 
an den Ausfuhren nach Kanada machen 
Kraftwagen und Kraftwagenteile mit 
460 Mio. Euro aus, gefolgt von Maschi-
nen mit 426 Mio. Euro und pharmazeu-
tischen Erzeugnissen mit 219 Mio. Euro. 
Im Länderranking liegt Kanada damit auf 
Rang 22 der wichtigsten Exportländer für 
Baden-Württemberg.

Die Wareneinfuhren im Wert von 498 
Millionen Euro entsprechen 0,3 % der ba-
den-württembergischen Gesamtein-
fuhren. Den größten Anteil an den Ein-
fuhren machen mit 109 Mio. Euro Erdöl 
und Erdgas aus, gefolgt von sonstigen 
Waren (60 Mio. Euro) und Datenver-
arbeitungsgeräten und elektronischen 
und optischen Erzeugnissen (57 Mio. 
Euro). Im Länderranking liegt Kanada 
damit auf Rang 37.�

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL,

pressestelle@wm.bwl.de, 

wm.baden-wuerttemberg.de

Europäisch-kanadisches Handelsabkommen

Hoffmeister-Kraut  
begrüßt CETA-Urteile
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Deutschland und die Schweiz liegen 
nicht nur geografisch nah beieinander, 
sondern sind auch durch intensive 
wirtschaftliche Beziehungen eng mit-
einander verknüpft. Mit einem Volu-
men von 40,41 Mrd. CHF und einem 
Anteil von 17,9 % war Deutschland im 
Jahr 2020 der weltweit wichtigste Ex-
portmarkt für die Schweiz. Dabei sind 
die wichtigsten Exportprodukte der 
Schweiz keineswegs Schokolade, Käse 
oder Uhren, sondern pharmazeutische 
Produkte und Maschinen.

Bei den Importen ist das Bild noch ein-
deutiger: Im Jahre 2020 importierte 
die Schweiz für rund 51,4 Mrd. CHF 
aus Deutschland, das damit fast 20 % 
aller Importe der Schweiz lieferte. Ins-
gesamt lieferte Deutschland mehr in die 
Schweiz als Italien, die USA und China 
zusammen. Hier sind die wichtigsten 
Produkte übrigens ebenfalls pharma-
zeutische und chemische Erzeugnisse, 
Maschinen und Fahrzeuge.

Baden-Württemberg in  
vorderster Linie

Dabei stellt Baden-Württemberg den 
mit Abstand größten Anteil: Exporte 
im Wert von 15,3 Mrd. CHF gingen 
aus der Schweiz nach Baden-Württem-
berg. Im Gegenzug importierte die 
Schweiz im Wert von 16,3 Mrd. CHF 
aus dem angrenzenden Bundesland. 
Wenn Deutschland insgesamt auf Platz 

1 der Handelspartner der Schweiz steht, 
kommt allein Baden-Württemberg je 
nach Berechnungsmethodik Platz 3 oder 
4 unter den wichtigsten Handelspartner 
der Schweiz zu.

Nicht nur im bilateralen Handel, son-
dern auch bei den Direktinvestitionen 
belegen Deutschland und die Schweiz 
gegenseitig vordere Plätze. So sind 
bspw. rund 2.000 gemeldete Schwei-
zer Firmen in Deutschland nieder-
gelassen. Sie erwirtschafteten einen 
Jahresumsatz von 162,5 Mrd. Euro 
und beschäftigen rund 458.000 
Mitarbeitende. 

Die Schweiz –  
mitten in Europa im Zentrum  

der Verkehrsachsen

Selbst wenn man nicht außer Acht las-
sen kann, dass die Schweiz mit einer 
Fläche 41.290 km² und rund 8,7 Mio. 
Einwohnern wesentlich kleiner als 
Deutschland (357.580 km² mit ca. 83 
Mio. Einwohnern) ist, so kann die gegen-
seitige wirtschaftliche Bedeutung nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. Hinzu 
kommt, dass die Schweiz mit ihrer zen-
tralen Lage in Mitteleuropa und mit 
vier (Lötschberg/Simplon, Großer St. 
Bernhard, Gotthard, San Bernardino) 
der fünf leistungsfähigsten Routen zur 
Alpenüberquerung in der Mitte der Ver-
kehrsströme zwischen Mittel- und Süd-
europa liegt.

Erfolgsfaktoren der Schweiz

Wer schon einmal mit der Schweiz zu tun 
hatte, weiß, dass das allgemeine Preis-
niveau und die Lebenshaltungskosten 
deutlich höher als in den angrenzenden 
Nachbarstaaten sind. Warum ist die 
Schweizer Wirtschaft trotzdem ver-
gleichsweise erfolgreich? Neben dem 
zugegeben in der Tat hohen Preisniveau 
kann die Schweiz auf einige Standort-
faktoren verweisen, die ihre Attraktivi-
tät unterstreichen.

Stabilität, Prosperität  
und direkte Demokratie –  

ein Widerspruch?

Zunächst einmal ist die Schweiz ein 
Standort, der von großer politischer und 

Deutschland und die 
Schweiz – wichtige 
Partner

Matthias Klein, Präsident der MIT Schweiz sowie 
Mitgliedsbeauftragter der MIT Bund
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wirtschaftlicher Stabilität geprägt ist. 
Auch wenn die direkte Demokratie und 
das Schweizer Konsensstreben in der 
Politik von außen betrachtet manchmal 
etwas schwerfällig wirken, haben diese 
Punkte doch auch viele Vorteile. So wer-
den bedeutende Infrastrukturprojekte 
jeweils durch Volksabstimmungen be-
schlossen oder abgelehnt. Aber wenn 
sie einmal beschlossen wurden, werden 
sie auch zügig realisiert. Jahrzehnte-
lange Genehmigungsverfahren und 
langwierige verwaltungsrechtliche 
Streitigkeiten gibt es in der Schweiz 
nicht. Wenn der Souverän zugestimmt 
hat, wird umgesetzt. 
Exemplarisch kann man diesen Unter-
schied bei der sogenannten Neuen 
Alpentransversale (NEAT) feststellen. 
Im Vertrag von Lugano haben Deutsch-
land, Italien und die Schweiz sich 1996 
verpflichtet, eine leistungsfähige Nord-
Süd-Bahnstrecke durch die Alpen zu 
schaffen, um einerseits die Fahrzeit 
signifikant zu verkürzen und anderer-
seits den transalpinen Güterverkehr 
soweit wie möglich auf die Bahn zu 
verlagern. Während die Jahrhundert-
projekte Gotthard- und Monte-Ceneri-
Basistunnel (mit 54 und 13 km Länge) 
in der Schweiz längst fertiggestellt 
sind, kommt der sehr viel einfachere 
und viel günstigere viergleisige Ausbau 
der Rheintalstrecke in Deutschland als 
notwendige Zuwegung nicht vom Fleck 

– obwohl Deutschland sich vertraglich 
dazu verpflichtet hatte.
Weitere wichtige Standortfaktoren 
sind die hervorragende Infrastruktur 
der Schweiz, gut ausgebildete (und 
häufig mehrsprachige) Mitarbeitende, 
moderate Besteuerung mit Augenmaß 
sowie eine gute Sozialpartnerschaft – 
Streiks kommen in der Schweiz prak-
tisch nie vor.

„Service Public“ statt  
dysfunktionaler Obrigkeitsstaat

Aus meiner Anschauung der wichtigs-
te „weiche“ Standortfaktoren betrifft 
aber die Behörden und den öffentli-
chen Dienst – oder den „Service Public“, 
wie er in der Schweiz heißt. Während 
man in Deutschland häufig mit schwer-
fälligen Entscheidungsprozessen, man-
gelnder Digitalisierung, langen Warte-
zeiten auf Termine, obrigkeitsstaatlichem 
Kommunikationsverhalten (man muss 
nur einfach mal Briefe deutscher Finanz-
ämter mit den Schreiben der Schweizer 
Steuerbehörden vergleichen) und ähn-
lichen Defiziten konfrontiert ist, sieht das 
in der Schweiz ganz anders aus.
Längere Wartezeiten bei Behörden sind 
in der Schweiz praktisch unbekannt. Viele 
Dinge lassen sich digital oder einfach 
per Brief erledigen. Ein internationaler 

Führerschein? Kein Problem – einfach der 
Führerscheinstelle formlos schreiben, 
dass man einen benötigt, zwei Passfotos 
und eine Kopie des nationalen Führeraus-
weises beifügen – und zwei Tage später 
liegt der internationale Führerschein mit 
einer Rechnung über 20 Franken im Brief-
kasten. Eine Frage in Steuersachen? Ein-
fach beim zuständigen Gemeindesteuer-
amt anrufen und nachhören – in aller 
Regel gibt es eine umgehende freund-
liche, kooperative und zielführende 
Antwort im wohlverstandenen Inter-
esse des Steuerpflichtigen. Eine Unter-
schriftsbeglaubigung wird benötigt? 
Einfach beim Amtsnotariat vorbeigehen 
(keine Voranmeldung nötig und Mon-
tag bis Freitag geöffnet von 08:00 bis 
11:30 Uhr und 13:30 bis 17:00 Uhr). Eine 
Apostille als Überbeglaubigung im inter-
nationalen Rechtsverkehr ist gefragt? So 
etwas muss man in Deutschland ganz 
kompliziert bei Amtsgerichten oder 
beim Bundesveraltungsamt in Köln unter 
Berücksichtigung von den häufig sehr 
eingeschränkten Öffnungszeiten und 
mittelalterlichen Verwaltungsabläufen 
beschaffen. In der Schweiz geht man ein-
fach bei der zuständigen Behörde (z.  B. 
Staatskanzlei des Kantons Zürich) vorbei. 
Dort kann man bis zu zehn Apostillen di-
rekt „zum Mitnehmen“ bekommen (bei 
mehr als zehn dauert es bis zum nächs-
ten Werktag). Geöffnet ist von Montag 
bis Freitag von 08:00 bis 12:00 Uhr und 
von 13:15 bis 16:00 Uhr – täglich. Selbst-
verständlich ist Zahlung mit der Kredit-
karte möglich. Ein neues Auto muss 
angemeldet werden? Einfach das Kenn-
zeichen vom alten Fahrzeug abschrauben 
und am neuen Fahrzeug anbringen. 
Dann das Anmeldeformular im Internet 
ausfüllen und an das Straßenverkehrs-
amt senden. Eine Kopie des Anmelde-
formulars dient in der Zwischenzeit als 
vorläufige Verkehrszulassung. Und nach 
zwei bis drei Tagen kommt per Post der 
neue endgültige Fahrzeugausweis mit 
einer Rechnung, die binnen 30 Tagen zu 
überweisen ist.
Viele Mitarbeitende im „Service Public“ 
sehen sich in der Tat grundsätzlich als 
pragmatisch-kooperative Dienstleister 
für ihre Servicekunden und betrachten 
ihre Servicekunden nicht als Störung 
des gewohnten Betriebsablaufs. Über 
viele Dinge lässt sich in der Schweiz mit 
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Behörden sprechen, die nicht selten ein 
wesentlich offeneres Ohr für die Belange 
der Bürger haben und gewillt sind, vor-
handene Ermessensspielräume im Sinne 
der Bürger zu nutzen, als das in Deutsch-
land häufig der Fall ist.

Die Schweiz und  
die Europäische Union –  
ein schwieriges Kapitel

Bekanntlich ist die Schweiz trotz der 
engen wirtschaftlichen Verbindung mit 
ihren Nachbarländern weder Mitglied 
der Europäischen Union (EU) noch des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR). 
Die Beziehungen der Schweiz mit der 
Europäischen Union sind über ein Netz 
von Verträgen geregelt, das aus rund 20 
zentralen bilateralen Abkommen sowie 
über 100 weiteren Abkommen besteht. 
Durch diese bilateralen Abkommen ist 
die Schweiz im Hinblick auf den Zugang 
zum EU-Binnenmarkt den EU-Mitglieds-
ländern praktisch gleichgestellt. Erst-
malig 2002 kam in der Schweizer politi-
schen Diskussion der Vorschlag auf, alle 
bilateralen Abkommen unter dem Dach 
eines Rahmenabkommens zu bündeln. 
Im Juni 2008 beschloss das Schweizer 
Parlament, der Bundesrat solle „Ver-
handlungen mit der EU über ein Rahmen-
abkommen aufnehmen“.

Das institutionelle  
Rahmenabkommen –  

eine vorläufig gescheiterte 
Initiative der Schweiz

Diese Idee aus der Schweizer politi-
schen Diskussion fiel in der EU erstmals 
im Dezember 2008 auf fruchtbaren 
Boden. Das gemeinsame Ziel war von 
nun an, die Beziehungen zwischen der 
EU und der Schweiz eben durch ein 
solches Rahmenabkommen zu regeln. 
Die Europäische Union machte seither 
deutlich, dass sie künftige Abkommen 
über den Marktzugang der Schweiz zum 
Binnenmarkt der Union nur noch auf 
der Basis eines zuvor abzuschließenden 
Rahmenabkommens schließen wolle, 
in dem vor allem institutionelle Fragen 
einheitlich und übergeordnet geregelt 
werden sollten. Unter anderem sollte 
darin ein Mechanismus zur Beilegung 
allfälliger Streitigkeiten zwischen Bern 
und Brüssel enthalten sein.
Im Dezember 2013 verabschiedete der 
Bundesrat ein Verhandlungsmandat, 
die Union folgte im Mai 2014 mit einer 
Entscheidung des EU-Rates. Die Ver-
handlungen über das Rahmenabkommen 
begannen am 22. Mai 2014. Als Ergebnis 
der Verhandlungen lag seit November 
2018 ein Vertragsentwurf vor.
Am 26. Mai 2021 beschloss der Schwei-
zer Bundesrat den Abbruch der Ver-

handlungen um das Rahmenabkommen. 
Die Gründe dafür waren zum einen 
Unstimmigkeiten bezüglich der 
Personenfreizügigkeit, insbesondere 
die Sozialversicherungen betreffend, 
jedoch auch Differenzen im Lohn- und 
Arbeitnehmerschutz. Dem amtieren-
den Bundespräsidenten und Außen-
minister Ignazio Cassis zufolge wollte 
die Europäische Union den Schweizer 
Lohnschutz nicht akzeptieren. Bei den 
staatlichen Beihilfen hätten die Ver-
handlungen besser geklappt, jedoch 
seien diese an die Personenfreizügigkeit 
und den Lohn- und Arbeitnehmerschutz 
gekoppelt. Trotz des gescheiterten 
Rahmenabkommens kündigte der 
Schweizer Bundesrat an, die bilaterale 
Zusammenarbeit mit der EU weiter zu 
pflegen.

Alle Beteiligten  
schnellstmöglich zurück  

an den Verhandlungstisch

Für die Repräsentanten unserer Schwei-
zer Partnerpartei „Die Mitte“ war be-
reits vor drei Jahren klar, dass es für die 
Weiterentwicklung des bilateralen Wegs 
eine Lösung mit der EU unverzichtbar 
ist, allerdings nicht zu jedem Preis. Die 
Herausforderungen in den Beziehungen 
mit der EU sind seit der einseitigen Be-
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endigung der Verhandlungen allerdings 
nicht weniger geworden – im Gegenteil. 
Während die EU sich klar positioniert, 
fehlt vom Schweizer Bundesrat bisher 
eine erkennbare Strategie. Die Mitte 
fordert, dass das zuständige Schwei-
zer Außendepartement seiner Aufgabe 
gerecht wird und eine rasche, realisti-
sche Lagebeurteilung für den Bundes-
rat vorlegt, damit dieser über die not-
wendigen Entscheidungsgrundlagen 
verfügt. Weitere Verzögerungen in die-
ser Angelegenheit, insbesondere, wenn 
diese aufgrund von parteipolitischen 
Partikularinteressen zustande kommen 
sollten, schaden der Schweiz und letzt-
lich auch ihren Nachbarn.

Konstruktive Zusammenarbeit 
mit den bürgerlichen Kräften 

der Mitte in der Schweiz

Aus Sicht der Mitte gibt es konkre-
ten Handlungsspielraum, um die Be-
ziehungen mit der EU wieder auf ein 
nachhaltiges Fundament zu stellen und 
die bestehenden Blockaden und Nadel-
stiche aus der Welt zu schaffen. Gera-
de im Bereich der Dynamisierung der 
Rechtsübernahme sowie der Streitbei-
legung sieht „Die Mitte“ bei bestehenden 
sektoralen Abkommen Potenzial, um 
neue und pragmatische Lösungen für die 
Weiterentwicklung zu verhandeln. 

Die Schweiz hat dank ihrer offenen Hal-
tung, vielfältigen Gesellschaft, Zuver-
lässigkeit und Souveränität einen hohen 
Wohlstand erreicht. Das soll auch in Zu-
kunft so bleiben. Um dies zu erreichen, 
muss die Schweiz eine verlässliche Part-
nerin bleiben, die für ihre Interessen 
mit Rückgrat einsteht. Dazu müssen alle 
Beteiligten unverzüglich an den Ver-
handlungstisch zurückkehren und nach 
tragfähigen Kompromissen suchen.�

Matthias Klein, 

matthias.klein@mit-schweiz.ch,

mit-schweiz.ch
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Die deutsche Wirtschaft ist sehr international unterwegs 
und “Export-Weltmeister” – aber bei der Rechtswahl ist 
man im Regelfall doch sehr national orientiert. Vielfach 
wird versucht, in Allgemeinen Geschäftsbedingungen deut-
sches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts zu verein-
baren. Ob dies tatsächlich sinnvoll ist, sollte aber hinterfragt 
werden.

UN-Kaufrecht im Vergleich  
zum nationalen deutschen Recht

Das UN-Kaufrecht  (auch: CISG) ist ein völkerrechtliches 
Übereinkommen, welches derzeit mehr als 80 Nationen 
ratifiziert haben. Allein dies verspricht eine höhere Rechts-
sicherheit in Regionen der Welt, in denen die ausschließ-
liche Anwendung deutschen nationalen Rechts wenig Erfolg 
verspricht. 

RA Berthold Straetmanns, Maître en droit  
(Toulouse), Fachanwalt für Handels- und  
Gesellschaftsrecht sowie für Insolvenzrecht

Handel international – 
Recht aber ausschließ-
lich national?

    Automatisierung/Handling       Holzbearbeitungsmaschinen          Werkzeugmaschinenbau                        Automotive
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Denn selbst, wenn die Rechtswahl mit einer Gerichtsstands-
vereinbarung kombiniert ist, die zur Zuständigkeit deutscher 
Gerichte führen soll, ist nicht immer sichergestellt, dass dies 
auch im Verhältnis zum ausländischen Geschäftspartner 
wirksam vereinbart ist. Zudem will man oftmals mit Blick auf 
die weitere Geschäftsbeziehung ohne gerichtliche Schritte 
nach Lösungsmöglichkeiten suchen. 
 
Denn Sinn des UN-Kaufrechts ist es gerade, einheitliche kauf-
rechtliche Bestimmungen in den Vertragsstaaten zu schaffen. 
Das UN-Kaufrecht gilt praktisch für alle Export- und Import-
geschäfte zwischen den Vertragsstaaten. Es gilt selbst dann, 
wenn (etwa in Allgemeinen Geschäftsbedingungen) nur all-
gemein die „Geltung deutschen Rechts“ vereinbart ist, da das 
UN-Kaufrecht Bestandteil der nationalen Rechtsordnung der 
jeweiligen Vertragsstaaten ist.
 
Das UN-Kaufrecht regelt das Zustandekommen von Kaufver-
trägen sowie die Einbeziehung von Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen. Den eigentlichen Schwerpunkt stellen die 
Bestimmungen zu den Rechten und Pflichten sowohl des Käu-
fers als auch des Verkäufers sowie ausführliche Regelungen 
für den Fall dar, dass Vertragspflichten nicht ordnungsgemäß 
erfüllt werden. Allerdings sind eine Reihe von Sachfragen aus 
dem Geltungsbereich des UN-Kaufrechts ausgeschlossen, 
z. B. die Aufrechnung, Abtretung, Verjährung. Diese außer-

halb des Anwendungsbereichs liegenden Fragen sind nach 
dem anwendbaren nationalen Recht, das über das inter-
nationale Privatrecht des Gerichtsstaates zu bestimmen ist, 
zu entscheiden.
 
Im Vergleich zum BGB ist das UN-Kaufrecht sehr viel über-
sichtlicher gegliedert. Vor allem ist das System der Rechts-
behelfe bei Leistungsstörungen nach einem einheitlichen, für 
beide Seiten (Verkäufer und Käufer) geltenden Grundmuster 
aufgebaut.

Anwendungsvoraussetzungen

Das UN-Kaufrecht kommt zur Anwendung, wenn
 
•	 die Parteien ihre Niederlassungen in verschiedenen Staa-

ten haben;
•	 zumindest der Staat, dessen Rechtsordnung anwendbar ist, 

Vertragsstaat ist;
•	 es sich um einen Kaufvertrag über (herzustellende) Waren 

handelt;
•	 die Parteien des Vertrages die Anwendung des UN-Kauf-

rechts nicht ausgeschlossen haben;
•	 der Kaufvertrag  keine Waren zum persönlichen Gebrauch 

zum Gegenstand hat. 

Nicht erforderlich ist, dass die Parteien Kaufleute sind.  

Hidden Technology:

Sie finden uns in

Medizintechnik 
Automotive

Elektronik
Architektur

Design
usw.



29Nr. 3 | 2022

Die Parteien können das UN-Kaufrecht  – wie oben an-
gesprochen - abwählen. Absprachen zum anzuwendenden 
Recht können insoweit als ausdrücklicher oder konkluden-
ter Ausschluss des UN-Kaufrechts von Bedeutung sein. Die 
deutsche Rechtsprechung steht auf dem Standpunkt, dass 
die vereinbarte Geltung des Rechts eines Vertragsstaates – 
also z. B. deutschen Rechts – allein keinen stillschweigenden 
Ausschluss des UN-Kaufrechts beinhaltet und es für eine 
derartige Annahme vielmehr zusätzlicher, über den bloßen 
Text der Rechtswahlklausel  hinausgehender Anhaltspunkte 
bedarf (z. B. Klausel: „Anwendung deutschen Rechts unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts“). 

Vertragsschluss sowie  
wesentliche Unterschiede zu BGB und HGB

Nachfolgend werden einige besonders markante Abweichungen 
gegenüber dem BGB/HGB dargestellt:
 
•	 Anders als das deutsche Recht verlangt das UN-Kaufrecht für 

das Vorliegen eines Angebotes zum Abschluss eines Vertrags 
in der Regel einen zumindest bestimmbaren Kaufpreis.

•	 Das UN-Kaufrecht unterscheidet - präziser als das BGB - zwi-
schen Rücknahme einer Offerte bis zu ihrem Wirksamwerden 
und Widerruf einer durch Zugang wirksam gewordenen Offer-
te. Ein wirksames Vertragsangebot  kann auch noch nach Zu-
gang einseitig widerrufen werden, zumindest dann, wenn die 
Annahme des Vertragspartners noch nicht abgesendet wurde.

•	 Das Problem der Divergenz von Offerte und Annahme-
erklärung  regelt das UN-Kaufrecht  zwar im Wesentlichen 
wie das deutsche Recht. Eine Annahme mit Erweiterungen, 
Einschränkungen oder Änderungen gilt als Ablehnung der 

Offerte und als Gegenofferte. Das UN-Kaufrecht erleichtert 
aber für nicht wesentliche Modifikationen das Zustande-
kommen des Vertrages. 

•	 Die Grundsätze des Schweigens auf ein kaufmännisches Be-
stätigungsschreiben sind nicht ohne weiteres anwendbar.

•	 Zwischen den Parteien abgesprochene Formerfordernisse 
sind nur unter Einhaltung der vereinbarten Form abänder-
bar. Nach deutschem Recht besteht hingegen insoweit 
Formfreiheit.

•	 Während nach deutschem Recht für den Geschäftsverkehr 
unter Kaufleuten der bloße Hinweis auf die AGB genügt und 
es der anderen Partei obliegt, sich über ihren Inhalt zu in-
formieren, gilt für das UN-Kaufrecht  vorbehaltlich anderer 
Absprachen oder Gepflogenheiten die Pflicht, der anderen 
Partei Kenntnis zu verschaffen.

    
Darüber hinaus gibt es im Recht der Leistungsstörungen sowie 
bei den gegenseitigen Pflichten von Käufer und Verkäufer 
weitere Unterschiede, die an dieser Stelle nicht vertieft wer-
den sollen. Insgesamt ist das System aber den Regelungen des 
BGB / HGB recht ähnlich und sehr gut strukturiert.

Inwieweit ein Ausschluss des UN-Kaufrechts ratsam ist, kann 
zwar demgemäß nicht pauschal beantwortet werden. Tenden-
ziell lässt sich jedoch feststellen, dass im Regelfall das UN-
Kaufrecht  für den exportierenden Verkäufer günstiger als die 
Anwendung rein nationalen Rechtes sein dürfte. �

RA Berthold Straetmanns,

ukm@sonntag-partner.de,

sonntag-partner.de
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Das Thema ist uns allen inzwischen ge-
läufig. Ohne den stetigen Ausbau der 
Digitalisierung gerät unser Wirtschafts-
standort ins Hintertreffen. Nur ein hoher 
Digitalisierungsgrad bildet heutzutage die 
Grundlage für innovative und konkurrenz-
fähige Produkte, die unseren Unternehmen 
eine regionale oder sogar globale Markt-
führerschaft einbringen. Die meisten Start-
up-Unternehmen beschäftigen sich so-
wieso vorwiegend mit hochdigitalisierten 
Projekten und Innovationen.

Aus der Wirtschaft sind hochgradig auto-
matisierte Produktionsverfahren und in-
tensiv vernetzte Lieferketten, die oft ein 
globales Ausmaß erreichen, nicht mehr 
wegzudenken. Digitale Geschäftsprozesse 
existieren mittlerweile in den meisten Be-
trieben, vom kleinen Mittelständler an-
gefangen bis hin zum Großunternehmen.

Auch in unserem Alltag geht nichts mehr 
ohne digitale Anbindung. Wir bestellen 
Waren über das Internet und wickeln die 
meisten unserer Bankgeschäfte online ab. 
Die Coronakrise hat den Digitalisierungs-
trend sogar noch beschleunigt. Auf brei-
ter Basis ist das „Homeoffice“ in unsere 
Haushalte eingezogen und selbst „Home-
schooling“ wurde eilends durchgezogen, 
auch wenn es am Anfang vielerorts noch 
technisch und organisatorisch hakte. Ohne 
Digitalisierung wäre unser gesellschaft-
liches Leben in der Zeit des Lockdowns 
sicherlich noch eingeschränkter gewesen.

Auch wenn noch Vieles verbessert wer-
den muss: Unser Lebensstandard fußt 
heutzutage grundlegend auf einer 
hochvernetzten und ständig verfüg-
baren Informationstechnik, die unse-
ren wirtschaftlichen und privaten All-
tag immer stärker prägt. Im Vorteil ist, 
wer viele Einzeldaten schnell in neue 
Informationsmodelle transformieren 
kann, um neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse zu gewinnen, oder um innovative 
Produktionsabläufe zu kreieren. Oft ent-
stehen dabei neue Wirtschaftszweige, 
die rasant wachsen, wie zum Beispiel die 
Streaming-Branche, welche vor 20 Jahren 
noch ein Nischendasein fristete. Heute 
ist das Video-Streaming für 80 % der Zu-
nahme des globalen Datenverkehrs ver-
antwortlich, und zusammen mit dem 
Musik-Streaming hat es unseren Medien-
konsum nachhaltig verändert. 2021 hat 
eine Bitkom-Studie ermittelt, dass 81 % 
der deutschen Internetnutzer ab 16 Jah-
ren zumindest gelegentlich Videos per 
Stream anschauen und 38 % zumindest 
ein kostenpflichtiges Video-Streaming-
Abonnement nutzen.

Wir brauchen leistungsfähige 
Rechenzentren

Der jetzige Digitalisierungsgrad kann 
nur durch eine schnelle, leistungsfähige 
und hochverfügbare Netzwerk- und fähi-

gere Serverinfrastrukturen mit globaler 
Ausdehnung realisiert werden. An die 
Stelle von lokalen Rechenzentren, die 
früher Unternehmen und Verwaltungen 
vor 0rt mit Daten versorgten und deren 
Integrationspotenzial beschränkt war, 
tritt zunehmend die „Cloud“ mit ihren gro-
ßen Rechenzentrumsanlagen, die es er-
möglicht, Daten überregional oder sogar 
global quasi in Echtzeit miteinander aus-
zutauschen und vielfältig miteinander zu 
aussagekräftigen Informationsmustern zu 
kombinieren. „Big Data“ ist hier das Stich-
wort, welches Datenmengen bezeichnet, 
die beispielsweise zu groß, zu komplex, 
zu schnelllebig oder zu schwach struktu-
riert sind, um sie mit den Methoden der 
herkömmlichen Datenverarbeitung aus-
zuwerten. Auf dieser Basis lassen sich 
Anwendungsgebiete wie künstliche In-
telligenz, Simulationsszenarien für hoch-
komplexe Systeme, wie zum Beispiel 
Wetter- und Klimaentwicklungen, oder 
Virtual-Reality-Situationen effizient be-
treiben und weiterentwickeln. Viele die-

Dietrich Eberhardt, IT-Strategieberater, Beisitzer 
im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg 
und Kreisvorsitzender der MIT Lörrach

Deutschland darf die 
Cloud nicht ziehen lassen
Nur eine leistungsfähige Digitalinfrastruktur macht  

unseren Wirtschaftsstandort konkurrenzfähig.
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ser Anwendungen erreichen uns sogar 
mittlerweile auf unseren Smartphones. 
Auch kleine und mittelständische Unter-
nehmen können diese Technologien 
genauso wie die Großunternehmen nut-
zen und sie erschließen ihnen Märkte, die 
früher nur sehr schwer oder gar nicht zu-
gänglich gewesen waren. 

Unsere Digitalinfrastruktur  
muss wachsen können

Um im internationalen digitalen Wett-
bewerb zu bestehen, braucht es die stetige 
Weiterentwicklung der IT-Netze und Sys-
teme, sowie deren Hochverfügbarkeit und 
Strategien für ihre Ausfallsicherheit. Effi-
ziente Regelungen für die Sicherheit der 
Daten und deren Schutz vor Missbrauch 
und Diebstahl sind dabei unerlässlich. 
Die Datenmengen, die dabei übertragen, 
verarbeitet und gespeichert werden, 
wachsen dramatisch. Der amerikanische 
Netzwerkausrüster Cisco schätzt, dass 
sich der IP-Datenverkehr mittlerweile 
auf 4,8 Zettabyte beläuft und sich in den 
letzten fünf Jahren verdreifacht hat. Be-
zieht man dieses Datenvolumen auf die 

derzeitige Weltbevölkerung, bedeutet 
das, dass jede Person im Monat durch-
schnittlich 50 Gigabyte im Monat konsu-
miert. Das entspricht etwa einer Daten-
menge von 10 HD-Spielfilmen mit einer 
Länge von einer Stunde. Um diese Daten 
zu verarbeiten, benötigt man weltweit 
etwa 50 Millionen physikalische Server. 
Für diese gigantische Maschinerie wer-
den unzählige Rechenzentren gebraucht, 
die für ihren Betrieb kontinuierlich Strom 
verbrauchen. Man schätzt, dass es derzeit 
mittlerweile 40 Großkraftwerke auf unse-
rem Globus braucht, um allein das Inter-
net zu betreiben.

Diese Entwicklung wird in der Zu-
kunft wohl so weitergehen. Der Be-
darf an Rechenzentrumsleistung wird 
zunehmen - sowohl global als auch 
in Deutschland. Besonders energie-
intensiv wird der Datenverkehr, wenn 
er über mobile Geräte wie Smart-
phones oder Tablets via Mobilfunk-
netz erfolgt. In Deutschland gibt es 
mittlerweile mehr als 50.000 Rechen-
zentren in unterschiedlichen Größen 
und Leistungsstufen mit einem jähr-
lichen Stromverbrauch von etwa 13 
Terawattstunden, was der Leistung von 

4 bis 5 Großkraftwerken entspricht 
und etwa 2 % des jährlichen Strom-
bedarfs in unserem Land ausmacht. Im 
Großraum Frankfurt, in dem sich viele 
Rechenzentren konzentrieren, beläuft 
sich deren Strombedarf sogar auf 20 %. 
Der größte Teil dieser Strommenge 
muss den Rechenzentren kontinuier-
lich zur Verfügung stehen, weil sie 
das ganze Jahr über rund um die Uhr 
in Betrieb sind. Obwohl die Energie-
effizienz der EDV-Technik ständig Fort-
schritte erzielt, übertrifft die Zunahme 
des Datenverkehrs diese Einsparungen 
bei weitem. Derzeit geht man davon 
aus, dass sich das Volumen der trans-
portierten Daten alle zwei bis zwei-
einhalb Jahre verdoppelt. Laut Bord-
erstep Institut zusammen mit dem 
Fraunhofer-Institut für Zuverlässig-
keit und Mikrointegration in Berlin 
(IZM) liegt der Energiebedarf deut-
scher Rechenzentren im europäischen 
Energiebedarf an der Spitze – noch vor 
Großbritannien und Frankreich. Diese 
Spitzenstellung Deutschlands ist nicht 
verwunderlich, weil es mit einem An-
teil von 25 % an den Rechenzentrums-
kapazitäten auch den größten europäi-
schen Rechenzentrumsmarkt darstellt.
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Die Politik darf unser digitales 
Wirtschaftswachstum nicht 

behindern

Doch diese Spitzenstellung ist gefährdet. 
Deutsche Rechenzentren müssen europa-
weit am meisten für Strom bezahlen. Die 
Kosten sind bis zu sechsmal höher als in 
unseren Nachbarländern, wie der Digital-
verband Bitkom in einer Analyse der 
Stromnebenkosten im Jahr 2020 ermittelt 
hat. Während 2019 für deutsche Rechen-
zentrumsbetreiber 113,11 Euro pro Mega-
wattstunde (MWh) an Steuern, Abgaben 
und Netzentgelte fällig wurden, belief 
sich diese Kostenrechnung für die nieder-
ländischen Wettbewerber auf gerade mal 
17,08 Euro pro MWh. Das sind gerade 
mal 15 % der Kosten, die in Deutschland 
anfallen. Dahinter kommen Schweden, 
Finnland, Frankreich. Sogar die vergleichs-
weise teuren Länder, wie Großbritannien 
(67,01 Euro) und Italien (82,89 Euro) liegen 
mit der Hälfte bzw. Dreiviertel der Kosten 
unterhalb des deutschen Rekordniveaus. 
Interessant bei dieser Rechnung ist, dass 
die Grundpreise für den Strom ziemlich 
ähnlich sind und somit diese Nebenkosten 
etwa 70 % der gesamten Stromkosten aus-
machen. Dies wiederum betragen oftmals 
die Hälfte der gesamten Betriebskosten.

Damit ist es klar: Der Strompreis ist ein 
politischer Preis, dessen Nebenkosten 
vom Staat festgelegt werden. Der größte 
Preistreiber in Deutschland ist die EEG-
Umlage, von der die deutschen Rechen-
zentren im Gegensatz zu anderen energie-
intensiven Industriesektoren nicht befreit 

sind. Somit leisten die Rechenzentren 
in Deutschland einen großen Beitrag 
zur Finanzierung der Energiewende und 
haben schon in den vergangenen Jahren 
ihre Energieeffizienz immer weiter ge-
steigert. Der Hauptgeschäftsführer des 
Bitkom e.V., Bernhard Rohleder, fordert 
deshalb, dass die Politik weitere Anreize 
zur Verbesserung der Energiebilanz schaf-
fen solle, etwa durch eine Bepreisung der 
Stromerzeugung, die sich ihrem individu-
ellen CO2-Ausstoß orientiert. Demnach 
müsste Strom, der aus erneuerbaren 
Energiequellen erzeugt wird, am güns-
tigsten zu beziehen sein.

Um den IT-Standort Deutschland zu er-
halten und zu stärken, muss die Politik 
der strategischen Bedeutung der Rechen-
zentren für die „digitale Souveränität“ 
des Landes Rechnung tragen. Dafür be-
nötigen wir innovationsoffene Rahmen-
bedingungen für Digitalisierungsvorhaben, 
eine leistungsfähige Infra- und Sicherheits-
struktur und müssen die Voraussetzungen 

für die Beherrschung digitaler Schlüssel-
kompetenzen und Technologien bereit-
stellen und weiterentwickeln.

Die Aufgabe der Politik muss es sein, die 
dafür geschaffenen Leitlinien und Gesetze 
auf nationaler und europäischer Ebene zu 
überarbeiten und zu überprüfen, in-
wieweit zumindest besonders klima-
freundliche Rechenzentren bei Strom-
steuer und weiteren Abgaben entlastet 
werden können. Der Krieg in der Ukraine 
zeigt schlagartig deutlich auf, wie anfällig 
unser Energieversorgungskonzept ge-
worden ist. Unser Staat muss jetzt han-
deln, damit die Digitalunternehmen nicht 
in andere Länder abwandern, in denen die 
Stromversorgung günstiger und verläss-
licher ist. Denn Rechenzentren sind ein 
entscheidender Wirtschaftsfaktor und 
Treiber für die digitale Transformation 
unseres Landes und stärken unsere 
wirtschaftliche Position in Europa. An den 
deutschen Standorten arbeiten 130.000 
Beschäftigte, weitere 80.000 Jobs hängen 
indirekt von der Branche ab. Die auf funk-
tionierende Rechenzentren angewiesene 
Internet-Wirtschaft erzielt allein in 
Deutschland einen Umsatz von mehr als 
100 Milliarden Euro jährlich. Schweden, 
Norwegen und auch Island werden immer 
stärkere Standortkonkurrenten, die mit 
ihren niedrigen Strompreisen werben. 
Deshalb muss sich die deutsche Wirt-
schaftspolitik schnell für attraktivere 
Standortbedingungen für die Rechen-
zentrumsbranche einsetzen.�

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de
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Der Konflikt in der Ukraine führt uns vor Augen, wie schnell 
bestehende Warenströme abreißen können. Schon die Coro-
napandemie hat gezeigt, wie schnell ein System ins Wanken 
geraten kann, welches darauf ausgelegt ist, die Produktion ins 
Ausland zu verschieben. 
In Coronazeiten war die Landwirtschaft hauptsächlich dadurch 
beeinträchtigt, dass verschiedene Vermarktungswege, wie z. B. 
in die Gastronomie, gestört waren und es schwierig war, die be-
nötigten Saisonarbeitskräfte auf den Betrieben zu halten. 

Gravierende Folgen durch  
den Konflikt in der Ukraine

Mit dem Konflikt in der Ukraine kommen nun gravierende 
Faktoren hinzu, welche sich bis zu den Endverbrauchern 
durchschlagen werden. Russland und die Ukraine sind 
für 29 % der globalen  Weizenexporte und für 19 % der 
Maisexporte verantwortlich. Diese Lücke lässt sich nicht 
durch die anderen großen Exporteure schließen, was sich 
schon eindrucksvoll an den rekordhohen Getreidepreisen 
widerspiegelt. 

Ähnlich stellt sich die Situation am Düngemittelmarkt 
dar. Die Produktion stickstoffhaltiger Düngemittel hängt 
produktionsbedingt zu großen Teilen von russischem Gas 
ab. Wir sehen hier im Moment schon eine Verdreifachung 
der Preise zum Vorjahr und kein Ende ist in Sicht. Ebenso ist 
die Verfügbarkeit nicht mehr gegeben, da viele Produktions-
standorte wegen der gestiegenen Kosten nicht mehr 
produzieren. 
„Die Landwirtschaft ist im laufenden Jahr schlechter mit 
stickstoffhaltigen Düngemitteln versorgt als je zuvor. Die-
ser Versorgungsrückstand wird sich im Laufe der Frühjahrs-
saison nicht mehr aufholen lassen mit absehbaren negativen 
Auswirkungen bei Ertrag und Qualität für die kommende 
Ernte“, gibt Rainer Schuler, Präsident des Bundesverbandes 
Agrarhandel e.V. (BVA), zu bedenken.

Wir brauchen 
wieder eine 
nachhaltige 
regionale 
Landwirt-
schaft

Martin Linser, Winzer und Ackerbauer, Vizepräsident des Badischen Weinbau-
verbandes, zweiter Kreisvorsitzender des BLHV-Kreisverbandes Freiburg sowie 
MIT-Mitglied



34 Nr. 3 | 2022

Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (Food and Agricultural Organization, kurz: 
FAO) warnt vor dem Hintergrund dieser Tatsachen des-
halb vor allem in den ärmeren Ländern vor  Hungersnöten 
und Aufständen  sowie auch vor explodierenden Brot- und 
Lebensmittelpreisen in den westlichen Industrieländern.
Gleichzeitig haben sich für die Landwirte hier vor Ort die 
Kosten für Diesel, Energie in einem Jahr mehr als verdoppelt 
und es bestehen Bedenken, dass alle benötigten Pflanzen-
schutz-, Betriebs- und Futtermittel in ausreichender Menge 
verfügbar sind. 

Plan der Politik vs. mögliche  
Umsetzung in der Landwirtschaft

Im gleichen Zug plant die Politik weiter mit der Ex-
tensivierung der heimischen Landwirtschaft. Ab 2022 sollen 
4 % der Ackerflächen aus der Produktion genommen wer-
den. Der Einsatz von Pflanzenschutzmittel soll um 50 % und 
Düngemittel mindestens um 20 % reduziert werden. Hoch-
wertige Lebensmittel benötigen jedoch eine ausreichende 
Versorgung an Nährstoffen und die Möglichkeit, die Pflan-
zen vor Krankheiten schützen zu können. 
Der ökologische Anbau soll auf EU-Ebene auf 25 % und in 
Baden-Württemberg sogar auf 40 % gesteigert werden. Ich 
möchte mich hier nicht gegen die ökologische Wirtschafts-
weise aussprechen, man muss jedoch auch wissen, dass man 
beim ökologischen Getreideanbau im Durchschnitt nur 48 %   
der Erntemenge pro Fläche hat als in der konventionellen 
Wirtschaftsweise (Quelle: AMI, Destatis).
Gleichzeitig gehen jeden Tag in Deutschland 52 ha an land-
wirtschaftlicher Fläche durch Siedlungs- und Verkehrsbau 
verloren, was einer Fläche von 73 Fußballfeldern entspricht. 
Meist sehr fruchtbare Ackerböden, welche in Folge für die 
Produktion von Lebensmitteln fehlen. 

Kurswechsel in der Landwirtschaft?

Die Frage ist, ob sich Europa diese Politik noch leisten kann. Die 
Versorgungssicherheit sollte eigentlich im Vordergrund stehen 

- gerade auch im Blick auf katastrophale Folgen für die Lebens-
mittelversorgung in Afrika. 8 bis 13 Millionen Menschen könn-
ten zusätzlich in den Hunger getrieben werden.
Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir (Grüne) sieht 
im Moment keinen Grund für einen Kurswechsel. Zum Thema 
Weizen sagte er: „Die EU und Deutschland haben einen 
Selbstversorgungsgrad von über 100 %. Die Versorgung 
innerhalb der EU ist daher nicht gefährdet.“
Ja, statistisch gesehen könnte Deutschland sich mit einem Ver-
sorgungsgrad von 101 % selbstversorgen. Jedoch ist der Selbst-
versorgungsgrad bei dem für die Nudelherstellung benötigten 
Hartweizen nur bei 15 %, bei Roggen 84 % und bei Hafer kom-
men wir auf 71 %. Hier sind also durchweg Importe nötig. 
Im Bereich der Sonderkulturen wie Obst liegt Deutschland 
aktuell bei 19 - 20 % und im Gemüseanbau bei 37 % (Quelle: 
Statista, BLE). Im Zuge Immer höherer Auflagen, gestiegener 
Kosten sowie der Erhöhung des Mindestlohns besteht die 
große Gefahr, dass dieser Anteil noch deutlich zurückgeht. 
Betriebe in diesen arbeitsintensiven Bereichen werden ver-
stärkt in die Direktvermarktung gehen, um dort eine höhe-
re Wertschöpfung zu erhalten oder gänzlich aufhören. Dies 
würde bedeuten, dass gerade im Lebensmitteleinzelhandel 
nur noch verstärkt ausländische Ware angeboten wird. Da-
durch würde Deutschland weiter an Souveränität in der Er-
nährungssicherheit einbüßen.

Verlässliche Rahmenbedinungen für Betriebe

Ziel sollte sein, diese Quoten wieder zu erhöhen, regiona-
le Kreisläufe zu stärken oder diese wieder aufzubauen. Was 
brauchen wir Soja aus Südamerika? Den Eiweißbedarf kön-
nen wir inzwischen auch gut vor Ort anbauen. Dazu muss 
die Wertschöpfung auf den Betrieben deutlich erhöht wer-
den. Das Schwarz-Weiß-Denken bei vielen Akteuren über 
konventioneller und biologischer Wirtschaftsweise ist 
schon lange überholt. Wir haben einen bunten Strauß an Be-
trieben in Deutschland, welche sich nicht in eine Schublade 
pressen lassen. Eine vielfältige Landwirtschaft mit vielen 
unterschiedlichen Kulturen leistet einen hohen Beitrag zur 
Biodiversität, Natur- und Klimaschutz. Dafür brauchen die 
Betriebe verlässliche Rahmenbedingungen, mit denen sie 
auch nachhaltig ihre Familien gut ernähren können.
Es müssen Maßnahmen getroffen werden, die die Landwirt-
schaft sowohl nachhaltiger als auch produktiver machen. 
Die Nachhaltigkeit auf Kosten der Produktivität zu erhöhen, 
ist der falsche Weg. Es muss jedem Einzelnen klar sein, mit 
jedem Quadratmeter, den wir hier an wertvollem Ackerland 
verlieren oder extensivieren, wird an anderer Stelle der Welt 
Regenwald gerodet.�

Martin Linser,

weinbau@linser.de,

linser.de
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Unsere Erde ist zu rund vier Milliarden Hektar mit Wald be-
deckt. Das entspricht rund 31 % der weltweiten Landfläche. 
Und auch Baden-Württemberg ist Waldland. Mit einem 
Waldanteil von knapp 40 % der Landesfläche gehören wir zu 
den waldreichsten Bundesländern in ganz Deutschland.

Dabei kann die Funktion und der Beitrag unserer Wälder 
für die Zukunft unseres Planeten gar nicht hoch genug ein-
geschätzt werden:

Der Wald bietet nicht nur die Lebensgrundlage für 80 % aller 
an Land lebenden Tierarten und ist damit Heimat zahlreicher 
Tier- und Pflanzenarten. Er reguliert den Wasserhaushalt 
und sichert die Versorgung mit sauberem Trinkwasser, 
schützt vor Bodenerosion, ist zugleich Rohstofflieferant 
und Erholungsort und vor allem auch ein kontinuierlicher 
CO2-Speicher. Geräuschlos, effizient und an 365 Tagen im 
Jahr entzieht der Wald bereits ausgestoßenes CO2 der At-
mosphäre. Damit schafft er, was wir Menschen trotz allem 
technologischen Fortschritt bisher noch nicht zufrieden-
stellend gelöst haben. Doch so stark und mächtig unser 
Wald mit seinen teilweise viele hundert Jahre alten Bäumen 
auf uns wirkt, so verletzlich ist er doch. In unseren Breiten-
graden setzen ihm vor allem Starkwetterereignisse, Dürren 
und Schädlinge zu. Er ist mit am meisten vom Klimawandel 
betroffen. Zugleich ist er aber auch unser natürlicher Ver-
bündeter gegen den Klimawandel.

Der Wald im Fokus  
 
Maßnahmen gegen importierte Entwaldung  

und Auswirkungen für Unternehmen in Deutschland

In Baden-Württemberg, Deutschland und weltweit: Wälder 
sind wahre Multitalente - Klimaschützer, Rohstofflieferant,  
Erholungsort und Heimat zahlreicher Tier- und Pflanzenarten.
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Der Wald – weltweit von großer Bedeutung,  
weltweit bedroht

Noch viel dramatischer sind die Herausforderungen je-
doch im außereuropäischen Ausland: Durch Abholzung und 
Brandrodung der Wälder verringert sich die weltweite Wald-
fläche von Tag zu Tag. Weltweit werden jährlich rund 13 Mil-
lionen Hektar Wald zerstört – das entspricht der Abholzung 
von 35 Fußballfeldern pro Minute! Während in Deutschland 
und Baden-Württemberg de facto keine Entwaldung (mehr) 
stattfindet, beobachten wir vor allem in Lateinamerika eine 
zunehmende Schädigung und Zerstörung der Regenwälder.

Der Grund ist vor allem die Schaffung neuer Flächen für die 
Landwirtschaft. Brasilien hält dabei den unrühmlichen Re-
kord als weltweit führender Waldzerstörer mit rund 984.000 
Hektar Waldfläche, die zwischen 2010 und 2015 jährlich auf 
brasilianischem Boden verloren gegangen sind. Eine Unter-
suchung des Instituts für Umweltstudien im Amazonas 
(Ipam) zeigt darüber hinaus, dass insbesondere seit der Wahl 
des brasilianischen Präsidenten Bolsonaro die Abholzung im 
Amazonasgebiet deutlich zunahm. So stieg die abgeholzte 
Fläche in Brasilien zwischen August 2018 und Juli 2021 
gegenüber dem gleichen Zeitraum von 2015 und 2018 um 
über 56 % an. Diese besorgniserregende Entwicklung in der 

jüngsten Vergangenheit lässt zumindest unter den derzeit 
herrschenden politischen Bedingungen in Brasilien leider 
keine Besserung erwarten.

Die Auswirkungen dieser Entwicklung auf das weltweite 
Klima, die Biodiversität sowie den Schutz bedrohter Tier-
arten gehen uns alle an und sind auch für uns in Deutsch-
land und Europa mittelbar, aber auch unmittelbar, spürbar. 
So global die Auswirkungen der Entwaldung und Wald-
schädigung in einem Teil der Erde sein können, so global 
können auch die Gegenmaßnahmen in einer wirtschaftlich 
eng vernetzten Welt sein.

Europa als Schlüsselakteuer

Deshalb ist es richtig, dass die EU sich einmischt und wir 
unseren Einfluss nutzen, wenn es darum geht, wie mit unse-
rer natürlichen Lebensgrundlage umgegangen wird – nicht 
nur bei uns vor Ort, sondern weltweit. Die Statistik zeigt, 
dass unsere Kaufentscheidungen ganz konkret in der EU, in 
Deutschland und in Baden-Württemberg einen erheblichen 
Einfluss haben. 16 % der globalen Tropenabholzung im Zu-
sammenhang mit dem internationalen Handel gehen näm-
lich auf das Konto der EU. Damit liegen wir knapp hinter 
China (24 %), aber deutlich vor den USA (7 %). Innerhalb 
der EU importierte Deutschland im Zeitraum 2005 bis 2017 
mit Abstand am meisten Produkte und Erzeugnisse, die mit 
Entwaldung oder Waldschädigung in Verbindung stehen. 
Hier sprechen wir vor allem über Soja, Palmöl, Rindfleisch, 
aber auch Holzprodukte, Kakao oder Kaffee. Durchschnitt-
lich wurden jährlich 43.700 Hektar Wald für Importe nach 
Deutschland vernichtet.

Aufgrund der globalen Dimension – wie wir sie vergleich-
bar auch im Zusammenhang der Diskussionen um das so-
genannte Lieferkettengesetz in den zurückliegenden Jahren 
beobachten konnten – erscheint es nur folgerichtig, dass 
wir die weltweite Entwaldung und Waldschädigung nicht 
national, sondern durch die europäische Brille in den Blick 
nehmen. Die Europäische Union hat deshalb einen Vorschlag 
für eine Verordnung über die Bereitstellung bestimmter 
Rohstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Wald-
schädigung in Verbindung stehen, auf den Weg gebracht*. 
Der Verordnungsvorschlag der Europäischen Kommission 
sieht unter anderem neue Vorschriften und Anforderungen 
für das Inverkehrbringen, die Bereitstellung auf dem 
Unionsmarkt sowie die Ausfuhr von Rindern, Kakao, Kaf-

Architektur in Perfektion. Für Menschen, die hohe Ansprüche
hegen. Und wissen, dass sich ein großer Entwurf im kleinsten
Detail beweist.

... wie mein Leben. Frei.

Ich will mein Haus gestalten ...

weberhaus.de

* Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die in 
Verbindung mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbindung stehen, auf 
dem Unionsmarkt sowie ihre Ausfuhr aus der Union und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 995/2010, COM(2021) 706 final.
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fee, Ölpalmen, Soja, Holz vor. Das Ziel ist klar: Auf dem EU-
Markt sollen nur noch entwaldungs- und waldschädigungs-
freie Produkte gehandelt werden.

Damit verbunden soll auch die Transparenz der zugrunde-
liegenden Lieferketten erhöht werden. Die EU rechnet 
damit, dass in Folge der geplanten Verordnung bis 2030 
weltweit 71.900 Hektar Waldfläche pro Jahr weniger durch 
von der EU verursachte Entwaldung und Waldschädigung 
betroffen wären – das entspricht rund 5 % der Waldfläche 
Baden-Württembergs. Daneben wird erwartet, dass durch 
die Umsetzung der Verordnung bis 2030 über 31 Millionen 
Tonnen CO2-Emissionen in die Atmosphäre durch Wald-
erhalt eingespart werden können, was fast der Hälfte der 
CO2-Emissionen Baden-Württembergs entspricht.

Bürokratische Zusatzbelastungen  
so gering wie möglich halten

Die Ziele sind richtig und die Zahlen verdeutlichen, dass 
auch bei Produkten, die mit Entwaldung im Verbindung 

stehen, ein Umdenken eingebracht ist. Doch welche büro-
kratischen Folgen und welcher Mehraufwand bedeutet der 
Verordnungsentwurf konkret für unsere Unternehmen in 
Deutschland und Baden-Württemberg?  Dass Rohstoffe und 
Erzeugnisse nur dann auf dem Unionsmarkt in Verkehr ge-
bracht werden dürfen, wenn diese  entwaldungsfrei  und 
nach den Rechtsvorschriften des Erzeugerlandes hergestellt 
wurden, wird bereits aus den Zielen unmissverständlich 
deutlich. Das bedeutet jedoch, dass Marktteilnehmer und 
Händler in Europa diese im Sinne neuer Sorgfaltspflichten 
sicherstellen müssen. Unweigerlich bedeutet das, dass die 
Marktteilnehmer wissen und dokumentieren müssen, wel-
che Rohstoffe und Produkte sie einkaufen und auf welcher 
Grundlage diese gewonnen bzw. erzeugt wurden. Dafür wer-
den die Unternehmen nicht nur einige Informationen und 
Nachweise sammeln und Risikobewertungen durchführen, 
sondern daneben auch jährliche Berichte über die Ein-
haltung der Sorgfaltspflichten verfassen und veröffentlichen 
müssen. Betroffen sind davon alle Marktteilnehmer, weshalb 
für jedes Erstinverkehrbringen einer der von der Verordnung 
erfassten Rohstoffe oder Produkte in den EU-Binnenmarkt 
eine Erklärung über die Prüfung der geforderten Sorgfalts-
pflichten vorgelegt werden muss.

Damit die Verordnung nicht in erster Linie neue büro-
kratische Auflagen für unseren Mittelstand schafft, braucht 

INNOVATION

KNOW-HOW

TECHNOLOGIE

WIR SIND IHR PARTNER
FÜR NASSPROZESSANLAGEN

AP&S International GmbH . Obere Wiesen 9 . 78166 Donaueschingen
0 771 8983 0 . info@ap-s.de . www.ap-s.de

 
Das bedeutet der Verordnungsentwurf  
für die Wirtschaft: 

• 	Betroffene Rohstoffe dürfen nur dann auf dem Unions-
markt in Verkehr gebracht oder bereitgestellt oder aus 
dem Unionsmarkt ausgeführt werden, wenn diese ent-
waldungsfrei sind und den Rechtsvorschriften des 
Erzeugerlandes entsprechen.

• 	Durch die Erstellung einer Sorgfaltserklärung müssen 
Marktteilnehmer sicherstellen, dass die Anforderungen 
an die betroffenen Rohstoffe und Erzeugnisse den 
Anforderungen der Verordnung entsprechen. Die Sorg-
faltserklärungen müssen an die zuständigen Behörden 
über ein zu schaffendes europäisches Informations-
system übermittelt werden.

• 	Zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten müssen EU-Markt-
teilnehmer Informationen und Nachweise zu den be-
schafften Rohstoffen und Erzeugnissen sammeln und 
dokumentieren sowie Risikobewertungen durchführen. 
Diese müssen über einen Zeitraum von fünf Jahre auf-
bewahrt und auf Anfrage der zuständigen Behörde zur 
Verfügung gestellt werden.

• 	EU-Marktteilnehmer müssen jährlich einen Bericht 
über die Einhaltung der Sorgfaltspflichten im Sinne 
der Verordnung erstellen und öffentlich zugänglich 
machen.

• 	Die Pflichten der Marktteilnehmer variieren in 
Abhängigkeit von der Risikokategorie des jewei-
ligen Ursprungslandes sowie der Einstufung als 
Kleinstunternehmen.
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es zwingend eine differenzierte Umsetzung. Deshalb 
muss der  Pflichtenkatalog  kluge Schwellenwerte und Zu-
ordnungen enthalten. Denkbar ist beispielsweise eine ab-
hängig von der Risikokategorie der jeweiligen Ursprungs-
länder sowie anhand der individuellen Unternehmensgröße 
festgelegte Ausgestaltung der Sorgfaltspflichten.  Kleine 
und mittlere Unternehmen sehen sich bereits einer Vielzahl 
bürokratischer Auflagen und rechtlicher Verpflichtungen 
gegenüber – diese dürfen nicht ins unermessliche steigen 
und zum Bremsklotz für weiteres Wachstum werden.

Für uns als CDU-Landtagsfraktion kommt es deshalb vor 
allem darauf an, dass die Unternehmen im Land nicht durch 
unverhältnismäßig umfangreiche Auflagen und Berichts-
pflichten überlastet werden. Deshalb muss klar sein, dass der 
bürokratische Mehraufwand und auch die Dokumentations-
pflichten so gering wie nur möglich ausfallen und über-
lappende bzw. doppelte Verpflichtungen in Verbindung 
mit dem Verordnungsentwurf für menschenrechtliche und 
umweltbezogene Sorgfaltspflichten vermieden werden. Da-
neben müssen wir auch sicherstellen, dass die neuen Sorg-
faltspflichten nicht zu einer starken Preissteigerung bei be-
troffenen Produkten führen. Der Verordnungsentwurf sieht 

vor, dass die Mitgliedstaaten den betroffenen Marktteil-
nehmern technische und sonstige Unterstützung und Hilfe-
stellungen zur Erfüllung der Anforderungen gewähren kön-
nen – diese Möglichkeit sollten Bund und Länder umfassend 
nutzen, damit keine Nachteile für die Wirtschaft und Ver-
braucher entstehen.

Die Ziele des Verordnungsentwurfes sind unwidersprochen 
richtig und im Sinne des Klima- und Artenschutzes wichtig. 
Nichtsdestotrotz müssen wir aus baden-württembergischer 
und deutscher Sicht auch die Perspektive und die Position 
der Wirtschaft stark vertreten und der Schaffung eines 
neuen Bürokratiemonsters verhindern. Die Frage, die sich 
stellt, ist nicht „ob“, sondern „wie“. Denn auch angesichts 
des damit verbundenen Mehraufwands ist uns allen klar, 
dass die Zerstörung und Schädigung der Wälder nicht zum 
Geschäftsmodell werden darf.�

Sarah Schweizer MdL,

sarah.schweizer@cdu.landtag-bw.de,

sarahschweizer.de
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Das Thema „Covid-19“ begleitet uns 
seit zwei Jahren. Es wird viel diskutiert; 
die Impfpflicht, die Einschränkungen 
und wann wir wieder mit einigermaßen 
normalen Bedingungen unser Leben ge-
stalten können.

Wir, die Mittelstands- und Wirtschafts-
union sowie die christlich, demokratische 
Arbeitnehmerschaft wollten diese Thema 
anders betrachten. Unter dem Titel: 
„Die Ampel kommt! Was Covid-19 noch 
alles verändert?“ hatten wir mit Herrn 
Prof. Dr. Wolfgang Steurer, Chefarzt der 
Allgemein- und Viszeralchirurgie am 
Krankenhaus Leonberg, einen kompeten-
ten Referenten und Diskussionspartner.

Nach einer kurzen Beschreibung der Aus-
wirkung der ersten Covid-Welle auf die 
Arbeitsabläufe im Krankenhaus und die 
doch schnelle Anpassung an die durch 
die Pandemie bedingten Veränderungen 
erläuterte Prof. Steurer die Folgen für 
die Patienten, welche teilweise aus eige-
nen Stücken, teilweise aus Ressourcen-
sicherung nicht mehr behandelt werden 
konnten. Somit wird zukünftig nicht 
nur durch die Spätfolgen einer Covid-
19-Erkrankung unser Gesundheits-
system belastet, sondern auch durch 
die Auswirkungen der verzögerten 
Behandlungen.

Ferner führte Herr Prof. Steurer an, dass 
vermehrt Behandlungen bezüglich häus-

licher Gewalt nötig geworden sind sowie 
der Missbrauch von Drogen sich ge-
steigert hat.

Es gab jedoch auch Positives zu berichten, 
die Vorteile und den Nutzen der Digitali-
sierung wurde uns sehr deutlich. Zudem 
sind zukunftsweisende Entwicklungen in 
der Medizin angeregt und beschleunigt 
worden. 

Beobachtet wurde, dass die Menschen 
durch den Lockdown mehr Zeit hat-
ten, um sich mit anderen Dingen zu 
beschäftigen. Anzuführen wäre eine 
bewusstere Ernährung und die Selbstver-
sorgung mit Kräutern und Gemüse auch 
auf den Balkonen.
Während der anschließenden Diskussion 
mit den Teilnehmern wurde hauptsäch-
lich über Impfpflicht, Zuverlässigkeit der 

Schnelltests und die gesellschaftlich und 
monetäre Aufwertung der Gesundheits-
berufe besprochen. 

Wir danken Herrn Prof. Dr. Wolfgang 
Steurer für seine fundierte, informative 
Führung durch das Thema. Moderiert 
wurde von Frau Rita W. Strese (CDA).
Wenn Sie wollen, haben Sie die Möglich-
keit, die Veranstaltung auf unserer Face-
book-Seite noch einmal anzusehen.

Prof. Dr. Wolfgang Steurer, Chefarzt der All-
gemein- und Viszeralchirurgie am Krankenhaus 
Leonberg, referierte bei der MIT Böblingen 

MIT Böblingen: Diskussionsreihe

Was Covid-19  
noch alles verändert

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Böblingen: Diskussionsreihe 

Videokonferenz von 
MIT und AK Polizei
Im Rahmen der Informations- und Dis-
kussionsreihe „Die Ampel kommt!“ der 
Mittelstands- und Wirtschaftsunion im 
Kreisverband Böblingen ging es zusammen 
mit dem Arbeitskreis Polizei Böblingen am 
21. Februar 2022 um die Frage: „Was be-
deutet das für die innere Sicherheit?“. Ge-
leitet wurde die Videokonferenz von dem 
MIT-Kreisvorsitzenden Dr. Andreas Wierse, 
Moderator war Luz Berendt (AK Polizei).

Matthias Miller MdL bezog als Mitglied des 
Innenausschusses des baden-württembergi-
schen Landtags schwerpunktmäßig zu fol-
genden Aussagen des Koalitionsvertrages 
der neuen Bundesregierung Stellung: Um-
gang der verschiedenen Polizeibehörden 
untereinander, Überarbeitung der poli
zeilichen Ausbildungsinhalte, Weiter
entwicklung der polizeilichen IT-Ausstattung, 
begrenzender Faktor Datenschutz, Über-
arbeitung des Strafrechts, Entlastung der 
Polizeibehörden, Kampf gegen organisierte 
Kriminalität, gegen Extremismus und gegen 
Kindesmissbrauch, ein eigenes Gesetz für 
private Sicherheitsdienste, Begrenzung der 
Eingriffe des Staates in die bürgerlichen Frei-

heitsrechte sowie Ablehnung der flächen-
deckenden Videoüberwachung und des Ein-
satzes von biometrischer Erfassung zu 
Überwachungszwecken. Durchweg, so Miller, 
sei der Ampel-Vertrag nur sehr allgemein for-
muliert. Und leider schimmere ein grundsätz-
liches Misstrauen gegenüber Polizeibehörden 
und deren Personal durch. Letztendlich 
komme es nun darauf an, wie die Postulate 

innerhalb des föderalen Systems der Bundes-
republik zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen konkret ausgestaltet werden. �

Christopher R. Strese (stv. Kreisvorsitzender),

mit@strese-automotive.de,

mit-boeblingen.de

Die MIT Böblingen diskutierte digital zur inneren Sicherheit
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Bereits im Jahr 2021 hatte der Mannheimer 
Gemeinderat beschlossen, versuchsweise 
die Fressgasse in Höhe der Fußgängerzone 
Breite Straße für Autos und Lastwagen 
zu sperren, um „Platz zum Flanieren, zum 
Verweilen und für Begegnungen“ (Quel-
le: www.mannheim.de) für Fußgänger zu 
schaffen. Bereits zuvor wurden die Kurz-
zeitparkplätze in den beliebten Einkaufs-
straßen Fressgasse und Kunststraße für 
Fahrradstellplätze, Sitzgelegenheiten und 
(ungepflegte) Blumenkübel abgeschafft. 
Zunächst wurde der für den Sommer 2021 
geplante Verkehrsversuch verschoben, 
nachdem die wichtige Verkehrsader Fahr-
lachtunnel aufgrund zahlreicher Mängel 
geschlossen werden musste.

„Natürlich begrüßen wir auch grund-
sätzlich die Steigerung der Lebens-

qualität in der Mannheimer Innen-
stadt und die Verkehrsberuhigung 
durch Ausschluss von Durchgangsver-
kehr“, so der Mannheimer MIT-Kreis-
vorsitzende und Stadtrat Alexander 
Fleck. „Allerdings muss hierbei auch 
an den Einzelhandel und die Dienst-
leister sowie die Gastronomen vor Ort 
gedacht werden. Eine autofreie Innen-
stadt, wie sie aus ideologischen Grün-
den von einem Teil des Gemeinderates 
angestrebt wird, wird mit starken Um-
satzeinbußen für die Mittelständler 
einhergehen bis hin zur Existenz-
gefährdung. Wenn man nirgends ver-
nünftigerweise parken kann, werden 
die Kunden in Einkaufszentren in 
den Umlandgemeinden ausweichen, 
in denen man parken kann und das 
dann auch noch teilweise kostenlos“, 

sorgt sich Fleck. „Deshalb brauchen 
wir gut erreichbare und zahlbare Park-
möglichkeiten, die zudem auch opti-
mal ausgeschildert sein müssen.“ Hier 
sieht Fleck Nachholbedarf. „Daher 
ist es nicht nachvollziehbar, dass es 
Überlegungen gibt, den beliebten und 
sehr gut genutzten Parkplatz in M4a 
aufzugeben.“

Außerdem kritisiert Fleck, dass der 
Verkehrsversuch zur Unzeit komme. 
Der Verkehrsversuch solle valide Zah-
len und Ergebnisse liefern. Dies sei 
nicht der Fall, da der Fahrlachtunnel 
weiterhin geschlossen sei.  Zudem 
sei die Innenstadt von zahlreichen 
weiteren Baustellen geprägt wie z. B. 
die Sperrung des sog. Suezkanals, 
die Baustellen am Hauptbahnhof und 

Herausforderung für den Einzelhandel: Verkehrsversuch sperrt Hauptverkehrsader

MIT Mannheim 
kritisiert Verkehrsver-
such in der Innenstadt
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in der Augustaanlage. Auch die Co-
ronapandemie verzerre das Ergeb-
nis: „Angesichts von Homeoffice und 
der Meidung des öffentlichen Nah-
verkehrs aus Angst vor Ansteckung 
sind die heutigen Bedingungen tem-
porär andere als zum Zeitpunkt des 
Gemeinderatsbeschlusses.“

Auch nimmt Fleck mit Befremden 
wahr, dass der Verkehrsversuch nach 
Plänen der Stadtverwaltung vorzeitig 
verlängert werden soll. „Der Ge-
meinderat hat einen einjährigen Ver-
suchszeitraum beschlossen. Diese 
Frist muss unbedingt abgewartet wer-
den, bevor eine Verlängerung be-
schlossen wird. Die vorzeitige Ver-
längerung gäbe dem Gemeinderat 
noch weniger Erfahrungswerte, auf 
die er eine Entscheidung sinnvoller-
weise gründen kann. Für einige steht 
wohl ideologischer Aktionismus statt 
ausgewogener und pragmatischer Lö-
sung im Vordergrund. Als MIT wollen 
wir die bestmögliche Lösung und nicht 
ideologisches Mittelmaß“, so der MIT-
Kreisvorsitzende Alexander Fleck ab-
schließend.�

Alexander Fleck (Kreisvorsitzender),

alexander-fleck@t-online.de,

mit-mannheim.de

Horror für Autofahrer: Stau dank Teilsperrung der Innenstadt
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MIT Bund

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
(MIT) fordert von der Bundesregierung 
eine „Energie- und Spritpreisbremse“: 
Die Regierung soll dafür die Steuern und 
Abgaben auf Energie und Kraftstoffe 
sofort senken. Die Preise von Sprit und 
Energie sind für viele Bürger und Be-
triebe inzwischen existenzgefährdend. 
Vor allem Pendler, die auf das Auto nicht 
verzichten können, aber auch Betriebe, 
die die hohen Treibstoff- und Energie-
preise nicht an Kunden weitergeben 
könnten, würden in bedrohliche Schief-
lagen geraten.

Die MIT fordert von der Bundesregierung, 
die Energiesteuern auf Kraftstoffe auf das 
EU-rechtlich gebotene Minimum zu sen-
ken, außerdem für Benzin und Diesel den 
Mehrwertsteuersatz von 19 % auf 7 % zu 

senken. Die CO2-Abgabe solle ausgesetzt 
werden, bis die Spritpreise wieder unter 
1,50 Euro liegen. Wenn die MIT sich mit 
ihrem Vorschlag durchsetzt, würde der 
Preis für Benzin an der Tankstelle statt 
aktuell 2,20 Euro nur noch 1,52 Euro be-
tragen, bei Diesel statt 2,30 Euro künftig 
1,74 Euro. Die MIT fordert zusätzlich, die 
Pendlerpauschale vom ersten Kilometer 
an von 30 auf 38 Cent zu erhöhen.

Neben den Spritpreisen seien aber auch 
die Energie- und Heizkosten inzwischen 
für viele nicht mehr tragbar. Auch für Erd-
gas und Heizöl fordert die MIT daher die 
Senkung der Energiesteuern so weit, wie 
es die EU-Regelung zulässt. Die Strom-
steuer soll ebenfalls auf den EU-rechtlich 
vorgeschriebenen Mindestsatz gesenkt 
werden. Für Strom-, Gas- und Fern-

wärmelieferungen soll nach dem Willen 
der MIT der reduzierte Mehrwertsteuer-
satz von 7 % gelten. Für alle Stromkunden 
soll die EEG-Umlage rückwirkend zum 1. 
Januar 2022 entfallen. Und wie bei den 
Kraftstoffen soll die CO2-Abgabe aus-
gesetzt werden, bis sich die Energie-
preise an den Märkten normalisiert 
haben. Um produzierende Unternehmen 
zu entlasten, soll ein eigener Industrie-
strompreis eingeführt werden. Für 
energieintensive Unternehmen soll die 
Stromsteuererstattung verlängert wer-
den (sog. Spitzenausgleich).�

Gitta Connemann MdB,

info@mit-bund.de,

mit-bund.de

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.

MIT fordert Reduzierung 
von staatlichen Abgaben 
auf Energie und Kraft-
stoffe
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Auf der Klausurtagung des MIT-Landes-
vorstands im Europa-Park hat dieser 
seine Themen für die zukünftige Vor-
standsarbeit festgelegt. Die Abwägung 
der Themen erfolgte insbesondere auf-
grund der aktuellen Lage hinsichtlich 
Pandemie, Inflation und Kriegsgefahr.
Der Landesvorsitzende Bastian Atzger 
betonte die Wichtigkeit der Festlegung 

konkreter Maßnahmen, um nicht nur 
mit Veranstaltungen und Pressemit-
teilungen, sondern auch in der täglichen 
politischen Arbeit die Kernthemen des 
Mittelstands innerhalb der Partei und 
nach außen transportieren zu können.

Grundlage für die Arbeit des Landes-
vorstands waren die über die letzten 

Jahre an der Basis entwickelten The-
men und Forderungen, die entweder in 
politischen Anträgen oder in Themen-
papieren veröffentlicht wurden. Aus 
dieser Sammlung wurden Themen zur 
sofortigen Bearbeitung vom Landes-
vorstand genommen und mit einem 
Aktionsplan versehen. Die Modera-
tion der Klausurtagung übertrug der 
Landesvorstand an die stellvertretende 
Landesvorsitzende Inka Sarnow und 
den Landespressesprecher Jürgen 
Scheurer.

Die Mitglieder des Landesvorstands 
definierten in der aktuellen Lage vier 
Themenbereiche, die aus Landessicht 
besondere Relevanz genießen: Den 
Fachkräftemangel, die Europapolitik 
und den Welthandel, soziale Themen 
(Versorgungssicherheit, Arbeitszeit) 
und allgemeine Wirtschaftspolitik. 
Deutlich wurde bei der Bearbeitung 
aller Themen, dass ein besonderes An-
liegen darin besteht, dass die staat-

Klausurtagung des Landes 
vorstands der MIT BW

MIT Land
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Klausurtagung des Landes 
vorstands der MIT BW

liche Einflussnahme auf Unternehmer 
und Bürger reduziert wird.

So entstand als Ergebnis der Klau-
sur nicht nur ein politischer Fahrplan 
für die weitere Arbeit, sondern auch 
ein detaillierter Katalog aus Inhalten 
und Forderungen, der bei den ent-
sprechenden Entscheidungsträgern in 
Land, Bund und Europa platziert wer-
den wird. Diese werden auch mit kon-
kreten zeitlichen Zielen formuliert, um 
den Stand der Umsetzung besser be-
urteilen zu können.

Bereichert wurde die Klausurtagung 
durch den Vortrag von Lukas Scheub, 
Mitglied der Geschäftsführung des 
Europa-Parks, der Einblicke in die Ent-
wicklung des Freizeitparks gab. Er be-
schrieb die aktuellen Probleme des 
Familienunternehmens, das nicht nur 
unter den Corona-Beschränkungen zu 
leiden hatte, sondern auch unter dem 
akuten Fachkräftemangel. Themen, 
die den Mittelstand allgemein massiv 
belasten und die daher Gegenstand 
der weiteren Aktivitäten des Landes-
vorstands sein werden. Wir danken an 
dieser Stelle auch noch einmal dem 
Europa-Park für die hervorragende Zu-
sammenarbeit und Unterstützung bei 
unserer Klausurtagung.

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

 
Der Europa-Park in Stichworten

Eröffnung: 12. Juli 1975
Lage: Gemeinde Rust/Baden, einige Kilometer von der Autobahn A5 entfernt, 
im Dreiländereck Deutschland-Frankreich-Schweiz
Gesamtfläche: 90 Hektar
Gelände: Historischer Schlosspark mit großem Baumbestand und Schloss Bal-
thasar, erbaut 1442
Konzept: 13 europäische Themenbereiche, über 100 Attraktionen und Shows, 
in die Architektur der Themenbereiche integriert
Inhaber: Familie Mack, Europa-Park GmbH & Co. Freizeit- und Familienpark 
Mack KG, 77977 Rust
Mitarbeiterzahl: 4.500
Bettenanzahl Europa-Park Resort: 5.800
Hotels: Colosseo, Santa Isabel, El Andaluz, Castillo Alcazar, Bell Rock, Krønasår, 
Gästehaus, Camp Resort, Camping Europa-Park 
Gesamtbesucherzahl seit Bestehen: über 120 Millionen
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Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) fordert die 
Absenkung der Mehrwertsteuer auf 
Energie von 19 % auf den reduzierten 
Mehrwertsteuersatz von 7 %. Das hat 
der Landesvorstand der baden-württem-
bergischen MIT bei seiner Klausurtagung 
im badischen Rust beschlossen. Darüber 
hinaus sollen nach dem Willen der Mittel-
ständler die Energiesteuern auf Kraft- 
und Heizstoffe halbiert werden, um die 
Energiepreise nicht weiter steigen zu las-
sen. Die Stromsteuer könnte, wie in der 
Vergangenheit schon häufiger diskutiert, 
abgeschafft werden.

„Energie ist ein Lebensmittel. Die be-
zahlbare Verfügbarkeit von Energie hat 
die gleiche Bedeutung wie die Verfüg-
barkeit von Nahrungsmitteln und für 
viele Mittelständler sind die Energie-
preise eine Überlebensfrage. Daher 
muss der Staat hier für Entlastung 
sorgen. Der Anteil an Steuern und Ab-
gaben an den Energiepreisen ist ohnehin 
schon deutlich zu hoch“, erklärte Bas-
tian Atzger, Landesvorsitzender der MIT 
Baden-Württemberg.

Die Mittelstandsunion sieht in den dras-
tisch gestiegenen Energiekosten eine 

Gefahr für viele mittelständische Unter-
nehmen, vor allem für kleine und mittle-
re Produktionsbetriebe. Nach Auffassung 
der Mittelstandsvertreter müssen die 
Energiepreise aufgrund sehr hohen 
marktbedingten Energiekosten von den 
staatlich verursachten Preisbestand-
teilen entlastet werden.

Pressekontakt: 

Jürgen Scheurer, 

presse@mit-lvbw.de, 

mit-bw.de

Pressemitteilung 4/2022

Mittelstand fordert 
Senkung der Steuern 
auf Energie

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente
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Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) kritisiert die 
Ansätze der Bundesregierung, mit Geld-
zahlungen den durch die Inflation und 
Ukraine-Krise angestiegenen Preisen 
entgegenzuwirken. Vor allem der Vor-
schlag der Grünen, einen Pauschalbetrag, 
sei bürokratisch und realitätsfremd. Die 
Grünen hatten durch ihre Bundesvor-
sitzende den Vorschlag eines „Energie-
gelds“ gemacht. 
Vorschlag im Grundsatz: „Der Vor-
schlag einer Pauschalzahlung nach dem 
Gießkannenprinzip ist das eindeutigste 
Eingeständnis fehlender Wirtschafts-
kompetenz. Der Staat verdient beim 
Preisschock an der Tankstelle kräftig 
mit und will die Situation nun dadurch 
lösen, indem er einen kleinen Teil des 
Geldes, das er dem Bürger aus der einen 
Tasche gezogen hat, wieder in die andere 
zurücksteckt – dass diese Rechnung nicht 
aufgeht, sollte man sogar bei den Grü-
nen errechnen können“, erklärte Bastian 
Atzger, der Landesvorsitzende der MIT 
Baden-Württemberg.
Aber auch der FDP-Vorsitzende und 
Bundesfinanzminister Christian Lindner 
ist beim Mittelstand in die Kritik ge-
raten. Er hatte eine befristete Senkung 
der Mehrwertsteuer auf Benzin und 
Diesel von 19 % auf 7 % ausgeschlagen 
mit dem Hinweis auf eine mangelnde 
Gegenfinanzierung. 

„Wenn ein Finanzminister bei einer 
Sozialleistungsquote von über einem 
Drittel bei Rekordausgaben für eine in-
effiziente Verwaltung oder Forschungs-
förderungen für ausländische Industrie-
zweige nicht weiß, wo er den Rotstift 
ansetzen muss, sollte er sich vielleicht 
ein anderes Betätigungsfeld suchen“, er-
klärte Bastian Atzger.
Die MIT appelliert an die Politik, 
keine Sonderprogramme oder Einmal-
zahlungen an die Bürger auszuschütten. 
Vielmehr seien unnötige Kostentreiber 
umgehend zu beseitigen. Vor allem gilt 
es, die erst im letzten Jahr eingeführte 
CO2-Abgabe ersatzlos abzuschaffen 
und die Energiesteuer zumindest für die 
Dauer des Preisanstiegs auszusetzen. 
„Der Marktpreis muss sich ungestört bil-
den können, solange aber die Politik mit 

ihren Maßnahmen dieses Gefüge stört, 
muss sie den Bürger von ihrem Handeln 
entlasten“, so Atzger.
„Anstatt also den Fokus darauf zu richten, 
mit wieviel Geld man dem Bürger für eige-
ne Fehlleistungen entschädigen soll, sollte 
der Staat lieber den Fokus darauf richten, 
woher zukünftig ausreichend Rohstoffe, 
Energie und Nahrungsmittel kommen. 
Wenn aber den Grünen nichts Besseres 
einfällt, als dem Bürger sein eigenes Geld 
als Trostpflaster anzubieten, verpassen sie 
damit jedem Steuerzahler eine schallende 
Ohrfeige“, mahnt Atzger. 

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

Mittelstand fordert 
von der Regierung Ent-
lastungen statt neuer 
Zahlungen

WE MAKE
SURFACE
INNOVATION
WORK

WWW.BIX.GMBH | MESSKIRCH
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Anfang Februar besuchte der MIT-
Landesvorsitzende Bastian Atzger auf 
Einladung von Rainer Wieland MdEP 
das Europaparlament in Straßburg.

Mit der Abgeordneten Marion Wals-
mann aus Erfurt, die in der Fraktion 
für die Koordination mit den CDU-Ver-
einigungen verantwortlich ist, erörterte 
Atzger Möglichkeiten, wichtige Inhalte 
direkter abzustimmen sowie ein Früh-
warnsystem zu etablieren, um recht-
zeitig über mittelstandsrelevante The-
men informiert zu sein. Mit den MdEP 
Rainer Wieland, Daniel Caspary und 
Norbert Lins wurden konkrete Themen 
wie Green Deal oder Corona-Folgen 
für den Mittelstand diskutiert. Hier-
bei wurde ersichtlich, wie wichtig eine 
Stärkung des direkten Kontakts von 
MIT-Landesverband und Europaabge-
ordneten ist.

Für die Zukunft wurde vereinbart, neben 
den direkten politischen Gesprächen auf 
Vorstandsebene auch Veranstaltungen 
durchzuführen, damit sich die Mitglieder 
der MIT Baden-Württemberg aus erster 
Hand über geplante Vorhaben auf EU-
Ebene informieren können. Auch soll 
ihnen hierbei die Möglichkeit gegeben 
werden, ihre Sorgen und Vorschläge di-
rekt bei den handelnden Politikern anzu-
bringen und sich mit Experten der be-
treffenden Materie auszutauschen. Um 
den MITgliedern keine langen Reisen auf-
zubürden, wird die Mehrzahl dieser Ver-
anstaltungen digital erfolgen.�

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

mit-bw.de

(V. l. n. r.) Daniel Caspary MdEP, Dr. Bastian Atzger und Rainer Wieland MdEP im direkten Austausch 
in Straßburg

StrategiegesprächeStrategiegespräche

Engere VernetzungEngere Vernetzung mit 
Europa
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

13 Jahre alt war Tjark Rasche, als er das erste 
Mal als Selbstständiger mit einer selbst-
programmierten Spielewebsite Geld ver-
dienen wollte. Mit der Volljährigkeit konnte 
der Traum des eigenen Unternehmens end-
lich umgesetzt werden und Rasche ent-
wickelte zwei Jahre hauptberuflich CRM-
Software für mittelständische Kunden.

Aus privaten Gründen folgte darauf der 
Wechsel in ein Anstellungsverhältnis, wo 
Rasche erst als Lead Developer, später als 
Cloud Solution Architekt bei einem klei-
nen Softwaredienstleister ein modernes 
Cloud Development Team aufbaute und 
für die Umsetzung diverser komplexer 
Softwarelösungen verantwortlich war.

Inzwischen entwirft Rasche bei einem 
weltführenden IT-Security-Dienstleister 
Threat-Intelligence-Software.

Nebenberuflich berät er mit der Rasche & 
Thalhofer UG weiterhin Mittelständler 
auf Ihrem Weg in die Cloud.�

Tjark Rasche,

t@rasche-thalhofer.cloud,

rasche-thalhofer.cloud

Tjark Rasche
Cloud Solutions Architekt

MIT Alb-Donau/Ulm

„... ich mich dafür engagieren 
möchte, dass die Politik so inno-
vativ und digital wird, wie es der 
Mittelstand schon ist.”

Thomas Walz (50) führt seit über 30 Jah-
ren das Familienweingut Josef Walz in 
Heiterheim. Auf einer Betriebsfläche von 
17 ha sind die Rebflächen in den nam-
haftesten Weinlagen des Markgräfler-
landes zu finden. Die Reben werden nach 
den Richtlinien des biologischen Wein-
baus bewirtschaftet – im Einklang mit 
der Natur, ohne künstlichen Dünger und 
ohne chemischen Pflanzenschutz. Walz 
versucht, jedes Jahr mind. einen Auszu-
bildenden zu beschäftigen, da ihm die 
Arbeit mit der Generation von Morgen 
sehr wichtig ist.

Walz ist außerdem in den Gremien der 
Weinbrache aktiv vertreten, seit 2014 als 
Vizepräsident des Badischen Weinbau-
verbandes und seit 2018 als Vize-
präsident des Deutschen Weinbauver-
bandes. Dabei kombiniert er die 
Erfahrung aus einem Weingut mit 
300-jähriger Tradition mit den aktuellen 
Herausforderungen der Branche, die vor 
einem historischen Wandel steht. �

Thomas Walz,

info@weingut-walz.de,

weingut-walz.de

Karin Zengler (39) ist Gründerin und 
Inhaberin des Beratungsunternehmens 
bzk Consulting. bzk hat sich mit seiner 
20-jährigen Erfahrung im Facility Ma-
nagement (FM) darauf spezialisiert, 
mit unabhängigen Planungs-, Optimie-
rungs- und Beratungsleistungen unter 
Berücksichtigung der laufenden Kos-
ten der zukünftigen Betriebsphase von 
Gebäuden und Freiflächen seine Kun-
den zu beraten. bzk hilft bei der Aus-
wahl geeigneter Dienstleister für die 
Ausführung der FM-Leistungen in Form 
von Ausschreibungen und mit Über-
wachung und Begleitung der Start-up-, 
Implementierungs- und Ausführungs-
phase. Zu den Bestandskunden zählen 
Unternehmen mit Bestands- und Neu-
bauten, Bauherren, Investoren, Archi-
tekten, FM-Dienstleister und öffentli-
che Verwaltungen.

Zengler ist sehr naturverbunden und in 
ihrer Freizeit überwiegend bei Aktivi-
täten an der frischen Luft zu finden.�

Karin Zengler,

zk@bzk-consulting.com,

bzk-consulting.com

Karin Zengler
Beraterin

MIT Esslingen

Thomas Walz
Winzer

MIT Breisgau-Hochschwarzwald

„… ich aktiv mit meinem Wissen 
und Erfahrung den Mittelstand 
stärken und unterstützen möchte.“

„… in der Zeit des Wandels der 
Mittelstand seine Stärke zeigen 
muss!“
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Die Zahlen sind beeindruckend. Legt man 
das Jahr 2019 als Basis zugrunde, bezogen 
ca. 380.000 Menschen in Baden-Württem-
berg einen Einkommensbeitrag von rund 
11.8 Mrd. Euro aufgrund der touristischen 
Nachfrage in unserem Bundesland (Quel-
le: dwif). Diese Zahl umfasst nicht nur die 
Einkommen, die durch direkte touristi-
sche Aktivitäten erwirtschaftet wurden, 
sondern die auch im Einzelhandel und 
im Handwerk anteilig durch touristische 
Nachfrage entstanden sind. Die Gesamt-
umsätze, die aus dem Tourismus in unse-
rem Bundesland entstanden, lagen bei ca. 
25,3 Mrd. Euro.  Da kann man – nein, muss 
man – von einer Leitökonomie sprechen.

Warum tun wir dies zu selten? Vielleicht 
deshalb, weil wir viele Bestandteile des 
Tourismus nicht als solche wahrnehmen. 
Einerseits betrachten die Bürgerinnen 
und Bürger z. B. das Dorfgasthaus mit 
seinen Zimmern oder auch das Freizeit-
bad nicht als touristische Einrichtung. 
Sie sehen darin etwas,  wovon sie selbst 
profitieren und was ihren Freizeit- und 
Erholungswert steigert. Andererseits 
sind dies Einrichtungen, von denen auch 
Touristen profitieren und die eine touris-
tische Attraktivität darstellen.
Und genau dies muss unser Ansinnen 
sein. Touristische Einrichtungen müssen 
einen Mehrwert für Gäste wie auch für 

Dr. Patrick Rapp MdL, Staatssekretär im Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus

Foto:  Jana Hartnigk

Tourismus als  
Leitökonomie begreifen

Landespolitik
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Bürgerinnen und Bürger darstellen. Dies 
schafft Akzeptanz. Gleichzeitig ist Touris-
mus in Baden-Württemberg weit mehr als 
die Beherbergung von Gästen. Er wirkt als 
Triebfeder der Regionalentwicklung, si-
chert und schafft Arbeitsplätze, die nicht 
verlagert werden können und stärkt die 
Infrastrukturausstattung –  Tourismus ist 
also eine Querschnittsaufgabe.

Den Tourismus stärken

Ziel muss es also sein, den Tourismus zu 
stärken. Diese Stärkung hat dabei mehrere  

Ebenen. Eine Ebene ist die Akzeptanz 
und das Bewusstsein für den Tourismus. 
Ein Bewusstsein, indem wir uns darüber 
gewahr werden, dass Einrichtungen, die 
wir haben – sei es nun der Einzelhändler 
oder auch der Bäcker in unseren kleine-
ren Ortschaften – den Tourismus brau-
chen und nur deshalb noch vorhanden 
sind, weil durch den Tourismus zusätz-
liche Umsätze generiert werden können. 
Aber auch der Einzelhandel in unseren 
Städten benötigt diese Umsätze. Dies 
wurde und wird uns während der Pan-
demie schmerzlich bewusst. Zwar sind 
mittlerweile die Einschränkungen deut-
lich reduziert, dennoch spürt gerade 
der innerstädtische Einzelhandel – egal 
ob Freiburg, Karlsruhe oder Stuttgart, 
dass das touristische Aufkommen in den 
Städten noch gering ist. Jedoch hat der 
Städtetourismus gerade mit den Kultur-
angeboten, Museen, aber auch der Hotel-
infrastruktur einen bedeutenden Anteil 
am touristischen Aufkommen inne. 

Bewusstseinsstärkung und  
Erhöhung der Akzeptanz

Wir sehen es daher als wichtig an, einen 
Fokus auf die Bewusstseinsbildung und 
auf die Belange des Tourismus in Baden-
Württemberg zu legen und für eine stär-
kere Akzeptanz für touristische Vorhaben 
zu werben. Ziel muss es sein, die Men-
schen im Land bei der Weiterentwicklung 
eines nachhaltigen und starken Touris-
mus mitzunehmen und damit die Branche 
zu unterstützen. Dazu gehört auch die Be-
sucherlenkung. Sicherlich ist es so, dass 
gewisse Hotspots sehr stark frequentiert 
werden. Dies kann eine Belastung für die 
Bürgerinnen und Bürger darstellen und 
schmälert die Akzeptanz des Tourismus 
allgemein. Um genau dem entgegenzu-
wirken, ist das Land zusammen mit den 
Tourismusorganisationen dabei, intel-
ligente Besucherlenkungsmaßnahmen 
mit Echtzeitdaten zu etablieren. Davon 
können zum einen die Hotspots, aber 
auch Gebiete profitieren, die nicht direkt 
im Blickpunkt der Gäste stehen. Wir er-
reichen hierdurch nicht nur eine Len-
kung, sondern auch eine Verknüpfung 
von Angeboten, wovon alle am Tourismus 
Beteiligten profitieren.

Qualität steht über allem

Ein wichtiger Aspekt, der über allem 
steht, ist die Qualität unserer Angebote. 
Dies hat sich verstärkt in den letzten 
Jahren gezeigt. Betrachten wir gerade 
die Beherbergung, so besteht nach Aus-
sage unserer Tourismusorganisationen 
ein direkter Zusammenhang zwischen 
Buchungszeiten und Erlösen auf der 
einen und der Qualität des Angebotes 
auf der anderen Seite. Dies betrifft so-
wohl die Hotels und Gasthöfe als auch 
– und hier noch verstärkt – die Anbieter 
von Ferienwohnungen. Unser Blick ging 
und muss in Zukunft noch stärker auf die 
Qualität unserer touristischen Angebote 
gehen. 

Urlaub in  
Baden-Württemberg –  

ein Ausblick

Noch befinden wir uns in einer Pande-
miephase – wenngleich die Maßnahmen, 
die zur Eindämmung notwendig waren, 
nun nach und nach zurückgenommen 
werden. Dennoch sind viele Menschen 
immer noch sehr zurückhaltend. Hier – 
und das hat der Sommer 2021 gezeigt – 
liegt ein Urlaub im eigenen Land im Trend. 
Aber nicht nur die Auswirkungen und 
Folgen der Pandemie wirken hier, stei-
gende Energiepreise und geopolitische 
Unsicherheiten machen den Urlaub im 
eigenen Land attraktiv. Und hier hat Ba-
den-Württemberg viel zu bieten. 
Die Reisetrends, die sich die letzten Jahre 
gezeigt haben, sollten wir aufmerksam 
beobachten. So zeigt neben anderen ein 
zunehmend bedeutender Trend in die 
Richtung Urlaubsreisen mit dem Wohn-
mobil. Hier haben wir sicherlich noch an 
der einen oder anderen Stelle Nachhol-
bedarf, um diesem Trend auch gerecht 
zu werden. Es erwachsen daraus jedoch 
auch neue, nachhaltige Angebote und 
damit Chancen gerade auch für den länd-
lichen Raum.
Alles in allem dürfen wir vorsichtig op-
timistisch in die Zukunft schauen. 
Wichtig wird dabei aber sein, dass wir 
unsere Hausaufgaben machen, unsere 
Betriebe in ihrem Tun unterstützen, die 

Tourismus als  
Leitökonomie begreifen

Der Kaiserstuhl,  
der Naturgarten 
zwischen 
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richtigen Rahmenbedingungen ge-
stalten und das Unternehmertum im 
Tourismusbereich, das sich stets am In-
teresse der Gäste orientiert, nicht un-
nötig belasten. Hierzu gehört auch, das 

Bewusstsein und die Akzeptanz für den 
Tourismus zu erhöhen und dem Touris-
mus den Stellenwert einräumen, den er 
in Baden-Württemberg hat – dem einer 
Leitökonomie.�

Dr. Patrick Rapp MdL,

kontakt@patrick-rapp.eu,

patrick-rapp.eu

Carl-Zeiss-Str. 79 

73431 Aalen 

www.rossaro.de 

Bauunternehmung 
Straßen- und Tiefbau 

Asphaltbau 

Erd- und Deponiebau 

Ingenieurbau 

Hochwasserschutz 
 
 

Kanaltechnik 
Robotersanierung 

Inliner-Technik 

Kurzliner-Technik 

Schachtsanierung 

Kanalinspektion 
  
  

Gipsbau 
Außenputz 

Innenputz 

Wärmedämmung 

Trockenbau 

Gerüstbau 

Tel.  0 73 61 / 94 80 – 0 

Fax  0 73 61 / 94 80 – 20 

info@rossaro.de 

 

Fassadengraffiti am 
Kompetenzzentrum 
Tourismus in Freiburg
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Die staatlich verordnete ökologische 
und digitale Transformation fordert 
unsere mittelständischen Betriebe und 
Unternehmen ganz besonders. Darüber 
hinaus führen die Maßnahmen zur Pan-
demiebekämpfung der vergangenen 
zwei Jahre für viele bislang solide wirt-
schaftende Unternehmen zu existenz-
bedrohenden Situationen. Zu dieser 
Unzeit wurde nun die auf EU-Ebene be-
reits Mitte 2019 eingeführte Kapital-
abzugsregelung für notleidende Kre-
dite (englisch: Non Performing Loans, 
kurz: NPL), der sogenannte NPL-Back-
stop, scharf geschaltet. Das bedeutet, 
dass die Banken ihre Kredite mit höhe-
rem Ausfallrisiko über das materielle 
Risiko hinaus (das bereits im Rahmen 
der Bilanzierung abgedeckt ist) auf-
sichtsrechtlich mit zusätzlichem Eigen-

kapital unterlegen müssen. Dadurch 
sollen die Banken dazu bewegt werden, 
sich möglichst schnell von diesen „not-
leidenden“ Krediten zu trennen. Denn 
selbst gut kapitalisierte Banken müs-
sen darauf achten, keine signifikanten 
Eigenkapitalabzüge zu erleiden. Diese 
Regulierung hat das Potenzial, die 
Kreditfinanzierung des Mittelstands – 
insbesondere in schwierigen Situatio-
nen – dauerhaft zu gefährden. 

Mehr Eigenkapitalunterlegung

Grundsätzlich zielt die Regulierungs-
verordnung der EU auf einen Abbau 
der Bestände an notleidenden Kre-
diten, die in einigen EU-Mitglieds-

staaten immer noch hoch sind. Dass 
diese Reduzierung ein wichtiges Ziel 
ist, dürfte für uns allen selbstverständ-
lich sein. Die Vorgaben gelten für alle 
Banken in der EU und damit auch hier-
zulande. Dies gilt unabhängig davon, 
dass Deutschland während der Finanz-
markt- und Staatsschuldenkrise ab 
2008 erheblich von der Solidität des 
dreigliedrigen Bankensystems mit sei-
nen regional tätigen Genossenschafts-
banken und Sparkassen profitierte. Die 
geltende NPL-Regulierung sorgt nun 
aber nicht nur dafür, dass die Banken 
sogenannte Abwicklungskredite als 
notleidende Kredite berücksichtigen 
müssen – das ist nicht das Problem. 
Vielmehr sind vielfach auch Kredite 
an Unternehmen in einer Restruktu-
rierungs- oder Sanierungsphase als 

Ruth Baumann, Präsidentin ufh, Beisitzerin im 
MIT- und CDU-Bundesvorstand, Bezirksvorsitzen-
de der MIT Südbaden

Nikolas Groß, Stv. Bereichsleiter Interessenvertre-
tung Baden-Württembergischer Genossenschafts-
verband

EU-Bankenregulierung 
gefährdet Unter-
nehmensfinanzierung

Wirtschaft
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NPL zu behandeln – und müssen des-
halb künftig mit weiterem Eigenkapital 
unterlegt werden. Das ist etwa bereits 
dann der Fall, wenn Zweifel an der 
Kapitaldienstfähigkeit bestehen oder 
die Bank vorsorglich eine bilanzielle 
Wertkorrektur vorgenommen hat. Un-
gesicherte Kreditteile sind bei NPL ge-
nerell ab dem dritten Jahr zu 35 % vom 
Eigenkapital der Bank abzuziehen und 
zu 100 % ab dem 4. Jahr. Ab dem vier-
ten Jahr gilt selbst für Kredite, die voll-
ständig durch Immobilien abgesichert 
sind, ein Eigenkapitalabzug von 25 %, 
der sukzessive ansteigt.

Folgen des NPL-Backstop

Wenn also etwa das Gasthaus oder der 
Einzelhändler, die während der Pandemie 
besonders viel für die Gesellschaft ge-
opfert haben, nun unverschuldet in eine 
schwierige Situation kommen, führt die 
eigentlich gut gemeinte EU-Regulierung 
in der Praxis dazu, dass die Betriebe und 
Unternehmen im Zweifel keine Chance 
zur Sanierung bekommen – selbst dann, 
wenn die Finanzierung durch Immobilien 
besichert ist. Das über Generationen be-
währte Prinzip „Sanierung vor Ab-
wicklung“ als wichtiges Instrument für 

die nachhaltige Stärke unserer Wirtschaft 
wird damit untergraben. Das kann und 
darf nicht Ziel dieser Regulierung sein. 
Die schwierigen Phasen eines Unter-
nehmens gemeinsam durchzustehen, 
dauert durchaus fünf bis sechs Jahre. Ge-
rade diese wichtige kontinuierliche Be-
gleitung durch die Hausbanken wird 
durch die NPL-Regulierung erheblich ver-
kompliziert. Den Kreditinstituten darf 
nicht erschwert werden, ihren Kunden, 
vor allem den mittelständischen Unter-
nehmen vor Ort, in schwierigen Situatio-
nen beizustehen und bei der Re-
strukturierung zu helfen –  soweit unter 
Risikogesichtspunkten vertretbar. Die 
Folgen des NPL-Backstops werden vor 

allem aufgrund der staatlichen Unter-
stützungsleistungen während der Pande-
mie erst langsam sichtbar. Daher ist es 
wichtig, so schnell wie möglich politische 
Lösungen zu finden, die diese falschen 
und ungewollten Anreize beheben. Das 
ist sowohl im Interesse der Banken als 
auch der Wirtschaft und letztlich der 
Gesamtgesellschaft. Dazu braucht es die 
starke Stimme unserer mittelständischen 
Betriebe und Unternehmen. �

Ruth Baumann,	

Nikolas Groß,

wifo@mit-lvbw.de

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com

Innovation in Holz.

Wir veredeln Holz
aus heimischen
Wäldern.

Schnittholz
Massivholzplatten 
Hobelware
Pellets / Bioenergie

Weitere Infos:
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Wenn es Start-ups ins Ausland zieht, 
stellt dies einen Verlust für den 
Innovationsstandort Deutschland dar. 
Denn mit den Start-ups wandert auch 
Know-how und zukünftiges Innovati-
ons- und Beschäftigungspotenzial ab. 
Zwar scheint sich das Problem in Gren-
zen zu halten. In einer Umfrage unter 
Venture-Capital-Gesellschaften mit Sitz 
in Deutschland hatten von 30 befragten 
VC-Investoren nur sechs abgewanderte 
oder abwanderungswillige Start-ups in 
ihren Portfolios. Im Allgemeinen kön-
nen die Abwanderungsgründe deut-
scher Start-ups aber vielfältig sein. 

Bessere Finanzierungs- und  
Exit-Möglichkeiten  

bedeutendste Gründe 

Deutschland blickt im Zuge des inter-
nationalen VC-Booms auf ein Rekord-
jahr beim Investitionsvolumen zurück. 
Die VC-Märkte etwa in den USA oder 
UK bleiben dem hiesigen Markt je-
doch nach wie vor weit voraus. Wich-
tigster Grund für die Abwanderung 
deutscher Start-ups sind daher die 
besseren Finanzierungsmöglichkeiten 
im Ausland (siehe Grafik). Bessere Exit-

Möglichkeiten, also Trade-sales an aus-
ländische Unternehmen oder IPOs an 
Börsen im Ausland, sind aus Sicht der 
VC-Gesellschaften der zweitwichtigste 
Abwanderungsgrund. 

Auch die Aussicht auf ein besse-
res Bewertungsniveau in weiteren 
Finanzierungsrunden erscheint als 
wichtiger Anreiz für den Schritt ins 
Ausland. Insbesondere in den USA 
werden je Finanzierungsrunde im 
Schnitt größere Volumen investiert 
als hierzulande. Schließlich sind in vie-
len Finanzierungsrunden deutscher 
Start-ups, insbesondere bei solchen 
mit größerem Volumen, Investoren 
aus dem Ausland beteiligt. Somit spielt 
häufig auch der direkte Wunsch aus-
ländischer Investoren nach einer Ver-
legung des Unternehmenssitzes eine 
entscheidende Rolle. 

Zugang zu internationalen  
Märkten wichtig –  

Fachkräftegewinnung selten 
entscheidend 

Neben Aspekten des Finanzierungs-
umfeldes sind die Aussicht auf ein bes-

seres technologisches Umfeld und die 
Erschließung internationaler Märkte 
wichtige Beweggründe für die Orien-
tierung ins Ausland. Die Anbahnung 
strategischer Partnerschaften erscheint 
dagegen weniger relevant. Oft gelten 
eingeschränktere Möglichkeiten für 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen oder 
etwa Hürden durch das geltende Ein-
wanderungsrecht als deutsche Stand-
ortnachteile. Zudem ist hierzulande seit 
einigen Jahren in vielen technischen 
Berufen ein Fachkräfteengpass zu kons-
tatieren. Die Mitarbeitergewinnung aus 
dem Ausland sowie ein mangelnder Zu-
gang zu Fachkräften werden jedoch erst 
im Mittelfeld der Abwanderungsmotive 
genannt. 

Regulatorische und  
administrative Hürden  

häufig nachrangig 

Auch ein zu langwieriger und komplizier-
ter Beteiligungsprozess findet sich in der 
Mitte der Abwanderungsmotive. Vorteil-
haftere rechtliche Rahmenbedingungen 
im Ausland oder Einschränkungen durch 
die europäische Datenschutzgrundver
ordnung (DSGVO) sind hingegen selten 

Finanzierungsumfeld 
wichtigstes Motiv bei 
der Abwanderung von 
Start-ups
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ein Abwanderungsgrund. Auch die leich-
tere Akquise staatlicher Aufträge aus dem 
Ausland ist ein untergeordneter Beweg-
grund für eine Verlagerung des Unter-
nehmenssitzes. Gerade bei der raschen 
Skalierung von Geschäftsmodellen gilt die 
Größe der Heimatmärkte als Vorteil etwa 
chinesischer oder US-amerikanischer 
Unternehmen. Die Fragmentierung des 

EU-Binnenmarktes durch regulatorische 
oder sprachliche Barrieren rangiert unter 
den Abwanderungsgründen jedoch in der 
unteren Hälfte. Insgesamt zeigt sich also, 
dass das Finanzierungsumfeld ein be-
deutender Faktor bei der Standortwahl ist. 
Damit Start-ups erst gar nicht über eine 
Abwanderung nachdenken müssen, soll-
ten durch den Ausbau des deutschen VC-

Ökosystems die wichtigsten Ab-
wanderungsgründe adressiert werden.�

Dr. Steffen Viete, 

steffen.viete@kfw.de,

KfW Research,  

kfw.de/research
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Spielt entscheidende RolleSpielt keine Rolle

Gründe für die  Sitzverlegung deutscher Start-ups ins Ausland 

Anmerkung:  Anteile in Prozent je Antwortmöglichkeit: 5-Punkte-Skala von „(1)  Spielt keine Rolle“ bis 
„(5) Spielt entscheidende Rolle“. Sortierung der Items nach dem Saldo positiver (4, 5) und negativer (1, 2) 
Antworten. Befragung unter deutschen Beteiligungsgesellschaften im VC-Segment. Je Item wurden 
zwischen 21 und 24 Antworten abgegeben. 

Quelle: German Venture Capital Barometer Q4 2021, KfW Research.                          © KfW 2022

Gründe für die Sitzverteilung deutscher Start-ups ins Ausland

Anmerkung: Anteile in Prozent je Antwortmöglichkeit: 5 Punkte Skala von „(1) Spielt keine Rolle“ bis „(5) Spielt entscheidende Rolle“. Sortierung der 
Items nach dem Saldo positiver (4, 5) und negativer (1, 2 Antworten. Befragung unter deutschen Beteiligungsgesellschaften im VC Segment. Je Item 
wurden zwischen 21 und 24 Antworten abgegeben.

Quelle: German Venture Capital Barometer Q4 2021, KfW Research.� © KfW 2022
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